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Vorwort 

Mit der Übernahme der Grundversorgung für Asylwerber im Jahr 2004 
haben die Länder viel neue Verantwortung geschultert. Und mit einigem 
Stolz kann ich heute sagen, dass gerade die oft gescholtenen Länder 
dieser Verantwortung mustergültig gerecht worden sind. Während die 
Wohnversorgung von Asylwerbern in Bundeshand durch wenige 
Großquartiere (Traiskirchen) geprägt war, wurden in der Verantwortung 
der Länder und ganz besonders in Salzburg ein anderer Weg 
eingeschlagen: kleine, für die Bevölkerung verträgliche Quartiere, 
Verteilung der Flüchtlinge im Land, Dialog (was nicht immer leicht war) 
mit den Gemeinden statt verordneter Großquartiere. Das Land Salzburg 
ist hier der großen Verantwortung sowohl für Asylsuchende als auch für 
die Bürger gerecht geworden, und mehr als das. Allen Verantwortlichen 
im Land war immer klar, dass mit der Unterbringung allein noch keine 
Probleme gelöst werden. Daher gab es von Seiten des Landes vielfältige 
Bemühungen, die Integration voranzutreiben – Deutschkurse, 
Kindergarten- und Schulbesuch, kulturelle Veranstaltungen gemeinsam 
mit engagierten Initiativen und letztlich auch Arbeit – in Form 
gemeinnütziger Beschäftigungsprojekte, leider immer noch die einzige 
Form, innerhalb der sich Asylwerber beschäftigen dürfen. 

Zusammenfassend darf man durchaus feststellen, dass das Land seine 
eigentliche Aufgabe, die im Mai 2004 übernommen wurde – die 
Grundversorgung von Asylwerbern – mehr als nur bewältigt hat. Es wurde 
nicht allein bloße Quartierversorgung geboten, sondern auch auf die 
Integration vor Ort Wert gelegt, im Sinn der Salzburger wie in dem der 
Hilfesuchenden (meist Familien). Das vorliegende 
Gesamtintegrationskonzept ist Ausdruck dieses systematischen Zugangs, 
aber auch Ausdruck der Erkenntnis, dass ein Teilbereich (das 
Sozialressort) all diese Erwartungen erfüllen kann. Dafür braucht es mehr 
– das ganze Land muss an einem Strang ziehen, Integration ist eine 
Frage der Schule genauso wie eine Frage der Gesundheit oder der 
Beschäftigung. Das Ergebnis dieser ressortübergreifenden Überlegungen 
der Experten liegt in dem Bericht vor und hat bereits auch zu greifbaren 
Ergebnissen geführt – die Landesregierung hat sich bereits entschlossen 
die Stelle einer/s "Integrationsbeauftragten" zu schaffen und dieser 
Aufgabe auch ein entsprechendes Budget zu widmen. 

Gerade im Bereich der Asylwerberbetreuung hat das Land Salzburg im 
besten Sinne gezeigt, was regionale und lokale Verwaltung imstande sind 
zu leisten – nämlich bürgernah, unter Einbindung der Bevölkerung, 
praktikable Lösungen zu erreichen. All das in einem Umfeld der offiziellen 
Asylpolitik, die diesen Zielsetzungen oft beinahe zuwiderläuft. Das 
vorliegende Konzept ist Basis für eine weitergehende Arbeit im Land 
(nicht allein im Sozialressort) und ich hoffe, dass es gelingt den 
"Salzburger Weg" in der Integration von Hilfesuchenden weiter zu 
verfolgen – nämlich ohne große Aufregungen und ohne populistische 
Scheinlösungen bürgernah, effizient und lösungsorientiert gemeinsam 
daran zu arbeiten, dass Integration möglich wird. 

Erika Scharer 
Landerätin für Arbeit und Soziales 
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1 Einleitung 

Im Rahmen einer Arbeitsausschusssitzung der Salzburger Landesregierung am 10. Mai 
2004 wurde die Art 15a B-VG Grundversorgungsvereinbarung erörtert und in diesem 
Zusammenhang von der Landesregierung festgehalten, dass für das Land Salzburg ein 
Gesamtintegrationskonzept federführend von der Abteilung 3 unter Beiziehung von mit 
Flüchtlings- und Integrationsfragen betroffenen Abteilungen und Organisationen erarbeitet 
werden soll. 

Im Kontext der Grundversorgungsvereinbarung wurde der Integrationsbegriff auf die 
Zielgruppe der AsylwerberInnen und Asylberechtigten eingeschränkt und hat sich damit 
eine entsprechend kleinere Gruppe an Abteilungen und Organisationen ergeben, die ab 
Herbst 2004 an der Konzepterstellung mitgewirkt haben. 

In der ersten Konzepterstellungsphase wurden die Abteilung 2 – Schule und Bildung, die 
Abteilung 8 – Finanzen und Liegenschaften und die Abteilung 11 – Gemeinden einbezogen. 
Seitens der Organisationen haben der Caritasverband Salzburg, das SOS-Kinderdorf 
Clearinghouse, der Evangelische Flüchtlingsdienst und VeBBAS mitgearbeitet.  
Weiters hat das AMS – Landesgruppe Salzburg inhaltliche Beiträge geleistet, der 
Österreichische Städtebund – Landesgruppe Salzburg und der Salzburger 
Gemeindeverband wurden regelmäßig über die Ergebnisse informiert. 

Abschließend wurden alle Beteiligten zu einer Stellungnahme eingeladen, die eingelangten 
Stellungnahmen seitens der Abteilung geprüft und inhaltlich eingeschränkt berücksichtigt. 

Nach Übermittlung des Konzeptes an die Landesregierung erfolgte ein neuerlicher Auftrag 
von Landeshauptfrau Mag. Burgstaller zur Detailausarbeitung, der in eine zweite 
Konzepterstellungsphase mündete und in der die Abteilung 2 – Schule und Bildung, die 
Abteilung 8 – Finanzen und Liegenschaften und die Abteilung 11 – Gemeinden, der 
Landesschulrat, das Arbeitsmarktservice sowie der Gemeindeverband und der Städtebund 
mitarbeiteten. 

Das nun vorliegende Konzept ist das Ergebnis dieser beiden Konzeptionsphasen und 
erläutert einleitend den Integrationsbegriff, auf welcher Rechtsgrundlage 
Integrationsaufgaben durchgeführt werden, welche Zuständigkeiten vorliegen und das 
bestehende Leistungsspektrum im Bundesland Salzburg. 
Der Hauptteil besteht in der Darstellung der Eckpunkte des Konzeptes und der Unterbreitung 
eines Vorschlages verschiedener Maßnahmen. 
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2 Integration – Begriffsbestimmung 

Integration ist ein wechselseitiger und gesamtpolitischer Prozess, an dem sowohl 
MigrantInnen1 als auch InländerInnen beteiligt sind. Dies bedeutet das Kennenlernen und 
Aufeinander-Zugehen sowie die Akzeptanz der sozialen Regeln und kultureller Differenzen 
aller Gesellschaftsgruppen. 

Integration ist sowohl als Prozess als auch als Resultat der gesellschaftlichen Annäherung 
von MigrantInnen und ihren Kindern an die einheimische Bevölkerung zu verstehen. 
Integration bezieht sich auf die Abnahme von Unterschieden in den Lebenslagen beider 
Gruppen sowie auf die Art und Weise, wie die neuen Bevölkerungsgruppen mit dem 
bestehenden System sozio-ökonomischer, rechtlicher und kultureller Beziehungen verknüpft 
werden. 
Sie kann als erfolgreich betrachtet werden, wenn MigrantInnen und ihre Nachkommen 
gleichrangig am gesellschaftlichen Leben teilnehmen können. 
Integration richtet sich nicht nur an die verschiedenen MigrantInnengruppen, sondern an die 
Gesamtbevölkerung und hängt wesentlich von der Offenheit der Aufnahmegesellschaft für 
diese Gruppen ab. 
WissenschafterInnen betonen neben den individuellen Anstrengungen von MigrantInnen vor 
allem die Verantwortung der Aufnahmegesellschaft im Integrationsprozess. Integration wird 
so zu einem wesentlichen Politikfeld. 
In diesem Verständnis ist "Integrationspolitik als Querschnittsaufgabe einer Politik zu 
verstehen, die auf Gleichstellung der einheimischen und zugewanderten Bevölkerung 
abzielt. Ihre Aufgabe ist es, Strukturen zu schaffen, die auch der zugewanderten 
ausländischen Bevölkerung politische Partizipation ermöglicht." (Zwicklhuber, 2003, S. 5) 

Integration vollzieht sich auf verschiedenen Ebenen und umfasst verschiedene 
gesellschaftliche Bereiche: 

a) Strukturelle Integration 

Integration beinhaltet zunächst zentral den Erwerb eines Mitgliedsstatus in den 
Kerninstitutionen der Aufnahmegesellschaft; Wirtschaft und Arbeitsmarkt, Bildungs- und 
Qualifikationssysteme, Wohnungsmarkt und politische Gemeinschaft. Integration 
bedeutet hier den Erwerb von Rechten und den Zugang zu Positionen in den 
Kerninstitutionen der aufnehmenden Gesellschaft durch Zuwanderer/MigrantInnen und 
ihrer Nachkommen. 

b) Kulturelle Integration 

Der Erwerb eines Mitgliedsstatus setzt einen Lern- und Sozialisationsprozess seitens der 
MigrantInnen voraus, um eine Mitglieds- und Partizipationsrolle überhaupt ausfüllen zu 
können. Integration bedeutet in diesem Sinne Prozesse kognitiver, kultureller, verhaltens- 
und einstellungsmäßiger Veränderungen der MigrantInnen. Kulturelle Integration bezieht 
sich hauptsächlich auf die Migrationsbevölkerung, beinhaltet aber auch notwendige 
kulturelle Anpassungen und Veränderungen seitens der aufnehmenden Gesellschaft. 

                                                
1 Asylwerber und Asylberechtigte bilden eine besondere Gruppe unter den MigrantInnen und 
unterscheiden sich nach der Art der Ursachen für ihre Wanderung. 
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c) Soziale Integration 

Erwerb von Mitgliedschaft in einer neuen Gesellschaft in der privaten Sphäre zeigt sich 
im Bereich sozialer Verkehrskreise, einschließlich Freundschafts- und Partnerstrukturen, 
Gruppen- und Vereinsmitgliedschaften. 

d) Identifikatorische Integration 

Auf der subjektiven Ebene erweist sich die neue gesellschaftliche Mitgliedschaft in 
Zugehörigkeits- und Identifizierungsbereitschaften und –gefühlen mit ethnisch-nationalen 
regionalen und/oder lokalen Strukturen. 

(vgl Wunderlich, 2002; Esser/Heckmann) 

Integration bezeichnet also den Prozess der Eingliederung und der Partizipation der 
zugewanderten Bevölkerung an der Gesellschaft.  
Das Missverständnis in der Verwendung des Begriffs Integration beginnt nun aber mit der 
Frage, wie groß das Ausmaß der Eingliederung zu sein hat. Hier stehen die Forderung nach 
Assimilation und die Ermöglichung kultureller Diversität, die nur eine partielle Anpassung 
erfordert, einander gegenüber. 
(Fassmann/Stacher/Strasser, 2003, S. 12f) 
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3 Rechtliche Grundlagen 

Da der Integrationsbegriff in Bezug auf die Konzepterstellung auf die Zielgruppe der 
AsylwerberInnen und Asylberechtigten eingeschränkt wurde, werden nachfolgend nur jene 
rechtlichen Bestimmungen erläutert, die für diese Zielgruppen relevant sind. 

3.1 Art 15a B-VG Grundversorgungsvereinbarung 

Am 1.5.2004 trat die Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern gemäß Art 15a B-
VG über gemeinsame Maßnahmen zur vorübergehenden Grundversorgung für hilfs- und 
schutzbedürftige Fremde in Österreich in Kraft (LGBl 91/2004; im weiteren als Art 15 a B-VG 
Grundversorgungsvereinbarung bezeichnet). Mit dieser Vereinbarung wurden die 
Versorgung und Unterbringung von hilfs- und schutzbedürftigen Fremden auf die Länder 
übertragen. Zuvor war der Bund für diesen Bereich zuständig (Bundesbetreuung). 

Ziel der Vereinbarung ist die Sicherstellung der Versorgung von hilfs- und schutzbedürftigen 
Fremden für die Dauer des Asylverfahrens bzw während des rechtmäßigen Aufenthaltes und 
so lange diesen nicht ausreichend eigene Mittel zur Verfügung stehen. 

Die Leistungen aus der Grundversorgung umfassen gemäß Art 6 der Vereinbarung: 
- Unterbringung und Verpflegung in organisierten oder individuellen Unterkünften 
- Gewährung eines monatlichen Taschengeldes 
- Krankenversicherung und Gewährung darüber hinausgehender medizinischer Leistungen 
- Gewährung von Pflege 
- Übernahme der Kosten für Schülerbeförderung sowie Schulbedarf 
- Information, Beratung und soziale Betreuung 
- Bekleidungskosten 
- Transportkosten 
- Dolmetschkosten 
- Begräbniskosten 
- Rückkehrhilfen. 

Die Leistungen sind mittels Kostenhöchstsätzen geregelt und gelten für das gesamte 
Bundesgebiet (Art 9 Art 15a B-VG Grundversorgungsvereinbarung). 

Die Kosten der Leistungen tragen zu 60% der Bund und zu 40% die Länder.  

Die Zielgruppe der Grundversorgung umfasst neben den AsylwerberInnen auch solche 
Fremde ohne Aufenthaltsrecht, die aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht 
abgeschoben werden können bzw ein Aufenthaltsrecht gemäß Bestimmungen des 
Fremdenrechts oder Asylgesetzes haben sowie Asylberechtigte in den ersten vier Monaten 
ab Asylgewährung. 

Die Grundversorgungsvereinbarung hat in eine landesrechtliche Regelung zu münden und 
wird daher voraussichtlich mit 1.1.2007 ein Salzburger Grundversorgungsgesetz 
beschlossen werden. 
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3.2 Rechtliche Situation von Asylberechtigten 

Asylberechtigte sind österreichischen Staatsbürgern weitgehend rechtlich gleichgestellt. Die 
Gleichstellung von Asylberechtigten gegenüber Staatsangehörigen wird insbesondere auch 
von der Genfer Flüchtlingskonvention verlangt. 

Rechtsgrundlage für die Integrationshilfe für Asylberechtigte durch den Bund bildet 
§ 68 AsylG 2005. Diese Bestimmung sieht vor, dass Fremden, denen Asyl gewährt wurde, 
Integrationshilfe gewährt werden kann. Durch Integrationshilfe soll ihre volle Einbeziehung in 
das österreichische, wirtschaftliche, kulturelle und gesellschaftliche Leben und eine 
möglichst weitgehende Chancengleichheit mit österreichischen Staatsbürgern in diesen 
Bereichen herbeigeführt werden.  
Als Kann-Bestimmung werden keine Rechtsansprüche für Asylberechtigte festgelegt und 
kann daher, so argumentiert der Bund, keine alleinige Zuständigkeit des Bundes für die 
Integration von Asylberechtigten abgeleitet werden.

Der Bund sieht Integration als eine Querschnittsmaterie. Sie ist kein eigener 
Kompetenztatbestand, sondern Bestandteil einer Vielzahl an kompetenzrechtlich 
verschieden zu beurteilenden Sachbereichen. Die einzelnen Aspekte der Integration sind 
daher nach ihrem konkreten Inhalt von der in diesem Sachbereich zuständigen 
Gebietskörperschaft zu regeln. 

Aus Sicht des Bundes betrachtet fällt somit die Integration in weiten Bereichen grundsätzlich 
in die Zuständigkeit der Länder und Gemeinden (zB Sozialhilfe, Kindergärten etc). 
(vgl Information zur Landessozialreferentenkonferenz vom 9. Juni 2005; Unterlage des 
Bundesministerium für Inneres) 

Die Bundesländer haben sich dieser Position des Bundes nicht uneingeschränkt 
angeschlossen und sehen sehr wohl auch eine Bundeszuständigkeit in Fragen der 
Integration. Des Weiteren sind Kann-Leistungen Leistungen der Förderungsverwaltung und 
können daher in diesem Bereich Gebietskörperschaften als Träger von Privatrechten auch 
nebeneinander tätig werden. In der Privatwirtschaftsverwaltung genießt die 
Kompetenzverteilung des B-VG keine Verbindlichkeit.

Die Länder fordern daher für den Bereich der Integration zusätzliche finanzielle Mittel, da die 
Leistungen aus dem Österreichischen Integrationsfonds (ÖIF) nicht ausreichen, und fordern 
zudem, rasch und verstärkt Maßnahmen insbesondere zur beruflichen Integration zu 
beginnen, um den bestehenden finanziellen Druck auf die Sozialhilfe der Länder zu 
entschärfen. 
Des Weiteren wird seitens der Landessozialreferenten gewünscht, dass mehr Transparenz 
insbesondere der Mittelflüsse und Zielgruppenorientierung bei den Projekten gewährleistet 
wird. 
(Beschluss der Landessozialreferentenkonferenz vom 10.06.2005) 

Auf der Sozialreferentenkonferenz im Mai 2006 haben die Landessozialreferenten diesen 
Beschluss vom Juni 2005 gegenüber dem Bund nochmals bekräftigt. 
(Beschluss der Landessozialreferentenkonferenz vom 12.05.2006) 

Da Integration eine Querschnittsmaterie ist und jede Gebietskörperschaft mit der Zielgruppe 
der Asylberechtigten in verschiedenen Bereichen (Wohnen, Schule, Arbeit, Zusammenleben 
etc) konfrontiert ist, ist jedenfalls eine bessere Koordination zwischen dem Bund und den 
Ländern in der Planung und Durchführung von Maßnahmen anzustreben. 
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Das Land Salzburg unterstützt im Rahmen des gesetzlichen Auftrages der Sozialhilfe 
zahlreiche Asylberechtigte aufgrund der Gleichstellung mit Österreichern (§ 6 Abs 3 
Salzburger Sozialhilfegesetz) und leistet hier neben den finanziellen Leistungen für 
Lebensunterhalt und Wohnungsaufwand im Rahmen der Möglichkeiten der Sozialhilfe auch 
insoweit Integrationsarbeit, indem unterstützende und sozialarbeiterische Maßnahmen 
gesetzt werden. 
Diese aus diesem gesetzlichen Auftrag resultierenden finanziellen Aufwendungen werden 
durch das Land und die Gemeinden getragen. Es ist davon auszugehen, dass mit Steigung 
der Anerkennungsquoten auch die Sozialhilfekosten für diese Zielgruppe steigen werden. 

Am Arbeitsmarkt haben Asylberechtigte denselben Zugang wie Österreicher. Hier stellen 
aber leider in der Praxis die zumeist unzureichenden Sprachkenntnisse bei der 
Vermittelbarkeit ein Handicap dar. 

3.3 Weitere rechtlich relevante Bestimmungen 

Mit dem Fremdenrechtspaket 2005, BGBl I 2005/100 hat der Gesetzgeber eine 
Neukodifizierung des Asyl- und Fremdenpolizeirechts in einem aufeinander abgestimmten 
System, eine inhaltliche Trennung des Fremdengesetzes 1997 in ein Fremdenpolizeigesetz 
und ein Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz, eine Erweiterung der Datenbestimmungen 
und redaktionelle Auswirkungen in betroffenen Gesetzesmaterien beschlossen. 
Das Asylgesetz 2005 (AsylG), das Fremdenpolizeigesetz 2005 (FPG) und das 
Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG) traten mit 1.1.2006 in Kraft. 

Auch eine Änderung des Ausländerbeschäftigungsgesetzes wurde vorgenommen (BGBl I 
2005/101) und trat mit 1.1.2006 in Kraft. 

Ohne näher auf die inhaltlichen Regelungen einzugehen, werden nachfolgend weitere 
wichtige rechtliche Bestimmungen für den Personenkreis der Asylberechtigten und 
AsylwerberInnen aufgelistet. 

− Richtlinie 2003/9/EG des Rates vom 27.01.2003 zur Festlegung von Mindestnormen für 
die Aufnahme von AsylwerberInnen in den Mitgliedstaaten 

− Salzburger Sozialhilfegesetz LGBl 1975/19 idgF (SSHG) 
− Grundversorgungsgesetz – Bund, BGBl I 2005/100 (GVG-B 2005) 
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4 Organisation und Zuständigkeit 

Alle Maßnahmen in Zusammenhang mit der Grundversorgung werden seit 1.5.2004 in der 
Sozialabteilung des Landes, Referat 3/01 - Soziale Leistungen abgewickelt. 

Die Zuständigkeit betreffend Integration liegt, da eine Querschnittsmaterie, je nach 
Aufgabenbereich in den verschiedenen Abteilungen des Landes. Die derzeit geltende 
Geschäftsordnung der Salzburger Landesregierung sieht für den Bereich der Integration 
keine eindeutige Zuständigkeit vor. 

Die Hauptaufgaben in Zusammenhang mit Integrationsfragen sind (Stand 2006): 
- Abwicklung der Aufgaben für asylberechtigte Personen, die nach Asylgewährung noch 

vier Monate in der Grundversorgung Unterstützung erhalten können 
- Koordination von integrationsrelevanten Inhalten innerhalb der Landesverwaltung und 

Vernetzung und Zusammenarbeit mit externen Organisationen 
- Planung und Durchführung von Bedarfserhebungen 
- Analyse von Fallzahlen 
- Erarbeitung von Konzepten, Maßnahmen und deren Umsetzung (aktuell: Erarbeitung des 

vorliegenden Gesamtintegrationskonzeptes unter Einbindung relevanter anderer 
Behörden und Organisationen, Konzeption einer Maßnahme zur Verbesserung der 
Arbeitsintegration von Asylberechtigten in Zusammenarbeit mit dem Arbeitsmarktservice) 

- Koordination der Integrationsleistungen im Bundesland unter Berücksichtigung der 
Bundeszuständigkeit und der Leistungen des Bundes 

- Teilnahme an Bund-Länder-Arbeitskreisen zur Abstimmung von Integrationsaufgaben 
- Finanzverantwortlicher Partner der Entwicklungspartnerschaft "Fluequal" (Equal Projekt) 

zur Erleichterung des Einstiegs in den Arbeitsmarkt von Asylwerberinnen als 
Vorbereitung auf die Zeit nach der Asylgewährung 

Die Zuständigkeit innerhalb der Landesverwaltung für den Aufgabenbereich der Integration 
muss einer Klärung zugeführt werden. 
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5 AsylwerberInnen und Asylberechtigte im Bundesland 
Salzburg in Zahlen 

Bislang existiert für den Bereich der AsylwerberInnen und Asylberechtigten im Bundesland 
Salzburg kein umfassendes Zahlenmaterial. Aus dem Bundesbetreuungsinformationssystem 
(BIS), welches seit Inkrafttreten der Art 15a B-VG Grundversorgungsvereinbarung 
österreichweit von allen Vertragspartnern der Grundversorgungsvereinbarung verwendet und 
als Informationsverbundsystem geführt wird, konnten bis zum Frühjahr 2006 nur sehr wenig 
Daten automatisiert ausgewertet werden. Dies hat sich seither durch Implementierung eines 
Statistiktools geändert. 
Die Daten, die hier zur Verfügung stehen, beschreiben aber hauptsächlich die Zielgruppe der 
AsylwerberInnen. 

Daten über Asylberechtigte werden derzeit aus dem landesweiten EDV-System der 
Sozialhilfe ausgewertet und umfassen daher nur jene Personen, die eine 
Unterstützungsleistung durch die Sozialhilfe erhalten. Daten über jene Asylberechtigte, die 
während der ersten vier Monate nach Asylgewährung weiterhin Leistungen aus der 
Grundversorgung enthalten, können automatisiert aus dem BIS ausgewertet werden. 

Weiters bietet das Bundesministerium für Inneres in Form der Asyl- und Fremdenstatistik 
monatliche bzw jährliche Auswertungen im Rahmen der Bundeszuständigkeit. In diesem 
Zusammenhang ist festzuhalten, dass im Jahr 2005 österreichweit ca 4.500 Personen Asyl 
gewährt wurde. In den ersten fünf Monaten des laufenden Jahres 2006 waren es bislang 
etwa 1.300 Asylanerkennungen. 

Zur Erreichung einer aussagekräftigen statistischen Darstellung, die für eine Planung von 
Integrationsmaßnahmen ein wesentliches Element sind, braucht es neben Stichtags- und 
Verlaufszahlen über LeistungsbezieherInnen in der Grundversorgung und der Sozialhilfe 
auch Auswertemöglichkeiten aus anderen Zuständigkeitsbereichen wie Schule, Wohnen, 
Ausbildung/Arbeit etc bezogen auf die Zielgruppen der Asylberechtigten und 
AsylwerberInnen. 

Ziel muss daher eine systematische Erhebung und Erfassung von Datenmaterial bezogen 
auf diese speziellen Personengruppen in allen Bereichen sein und sollte daher 
Berücksichtigung beim Einsatz von Statistik-Tools finden. 

5.1 AsylwerberInnen im Bundesland Salzburg 

Im Bundesland Salzburg waren mit Stichtag 31.05.2005 1.395 Personen in der 
Grundversorgung unterstützt. Ca 52% davon befanden sich in organisierten Quartieren, etwa 
48% in individuellen Unterkünften (= Privatwohnhafte). 
Zum Stichtag 31.05.2006 wurden 1.445 Personen in der Grundversorgung unterstützt, davon 
ca 48% in organisierten Quartieren. 
Quelle: Bundesinformationssystem (BIS) 
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5.2 Asylberechtigte im Bundesland Salzburg 

Im Bundesland Salzburg haben im Zeitraum 1.1.2004 bis 31.5.2005 insgesamt rund 280 
Personen Asyl gewährt bekommen. Schränkt man die Personengruppe auf 18 Jahre und 
älter ein, dann lag die Zahl der Asylgewährungen für diesen Zeitraum bei 160 Personen. 

01.01.04 – 31.05.05 
Bezirke 

älter 18 Jahre 

Stadt Salzburg 38 
Salzburg-Umgebung 13 
Hallein 27 
St. Johann 35 
Zell am See 37 
Tamsweg 11 

Gesamt 161 
Quelle: Statistische Aufzeichnungen, Bundesasylamt 

Da bei Vorliegen der Hilfsbedürftigkeit Asylberechtigte für die Dauer von maximal vier 
Monaten ab Asylgewährung in der Grundversorgung verbleiben können, und vor allem jene 
Personen, die während des Verfahrens in organisierten Quartieren untergebracht waren, 
diese Möglichkeit auch nutzen, konnten mit Stichtag 31.05.2005 78 Asylberechtigte in der 
Grundversorgung gezählt werden. 
Dh von den insgesamt 280 Asylberechtigten, die im Zeitraum 1.1.2004 bis 31.5.2005 Asyl 
gewährt bekommen haben, befanden sich 78 Personen in der Grundversorgung. 

Weitere Asylberechtigte erhalten in der Sozialhilfe Unterstützung. Mit Stichtag Mai 2005 
wurden insgesamt 447 Personen in 175 Haushalten unterstützt.2 Vergleicht man die 
Haushalte, so stieg die Zahl von März 2005 bis Mai 2005 um 23%. 

Aktuelle Zahlen aus März 2006 zeigen, dass die Zahl der Asylberechtigten in Sozialhilfe-
Bezug kontinuierlich ansteigt. 

Bezirke
Haushalte Personen Haushalte Personen Haushalte Personen Haushalte Personen Haushalte Personen

Stadt Salzburg 107 253 116 265 140 328 143 343 166 448
Hallein 4 8 5 7 6 16 10 29 9 29
Salzburg-Umgebung 12 32 10 29 15 48 15 48 22 73
St. Johann 7 26 5 22 6 24 4 15 6 24
Tamsweg 0 0 0 0 0 0 1 4 1 2
Zell am See 7 25 6 26 8 31 10 33 8 25

Gesamt 137 344 142 349 175 447 183 472 212 601
Entwicklung HH in % 3,6 23,2 4,6 15,8

Mrz 06Jul 05Dez 04 Mrz 06 Mai 05

Quelle: SOZIA-Auswertungen, Abteilung 3 

Es zeigt sich, dass eine überwiegende Mehrheit der Asylberechtigten die rechtliche 
Möglichkeit, Sozialhilfe zu beantragen, in Anspruch nimmt. Zumeist unverzüglich nach Eintritt 
der Rechtskraft der Asylgewährung (ausgenommen jene oben genannten Personen, die 
aufgrund fehlender privater Wohnmöglichkeiten noch vier Monate im organisierten Quartier 

                                                
2 Bei Betrachtung der beiden Tabellen ist zu berücksichtigen, dass nicht bezifferbar ist, welche 
Personen, die während des Zeitraum 1.1.2004 bis 31.5.2005 Asyl gewährt bekommen haben, 
gleichzeitig in SH-Bezug sind. Daher dürfen die Zahlen aus den beiden Tabellen auf keinen Fall 
addiert werden. 
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der Grundversorgung verbleiben) wird um Unterstützung durch die Sozialhilfe angesucht und 
diese bei Vorliegen aller Anspruchsvoraussetzungen und fehlender oder unzureichender 
eigener Mittel auch zuerkannt. 
Etwa 70% der in der Sozialhilfe unterstützten Asylberechtigten haben kein eigenes 
Einkommen zur Verfügung. 
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6 Angebote und Integrationsmöglichkeiten 

Für Asylberechtigte im gesamten Bundesgebiet stehen Leistungen des Österreichischen 
Integrationsfonds (ÖIF) aus Bundesmitteln zur Verfügung, so auch für Asylberechtigte im 
Bundesland Salzburg. Dieses Angebot deckt jedoch den derzeitigen Bedarf an 
Integrationsmaßnahmen nicht zur Gänze ab und es werden weitere Leistungen benötigt. 

So werden neben den Leistungen des ÖIF weitere Leistungen durch Träger der freien 
Wohlfahrt bzw durch andere Organisationen einerseits für AsylwerberInnen, andererseits für 
Asylberechtigte angeboten. 

6.1 Österreichischer Integrationsfonds (ÖIF) 

Der Österreichische Integrationsfonds (ÖIF) hat das Ziel, Asylberechtigte auf ihrem 
Integrationsweg zu unterstützen und diese sprachlich, beruflich, gesellschaftlich und kulturell 
in Österreich zu integrieren. So betreibt der ÖIF in mehreren Bundesländern insgesamt 5 
Integrationseinrichtungen mit etwa 800 Betreuungsplätzen. In diesen Einrichtungen werden 
Asylberechtigte in der ersten Phase ihrer Integration umfassend begleitet und betreut, 
erhalten sozialarbeiterische Unterstützung, Alphabetisierungs- und Deutschkurse, berufliche 
Qualifizierungen und werden für den Einstieg in den Arbeitsmarkt vorbereitet.  
Gelingt dem Asylberechtigten ein erfolgreicher Einstieg in den Arbeitsmarkt, kann der ÖIF 
zumeist eine von insgesamt über 5.000 Wohnungen in über 45 Orten zur Wohnversorgung 
anbieten. In Salzburg führt der ÖIF etwa 517 Wohnungen, jedoch kein eigenes 
Integrationswohnheim. 
In der Praxis zeigt sich, dass sich die Voraussetzung eines Arbeitsplatzes für die Zuweisung 
in eine Wohnung des ÖIF als eine zumeist sehr schwierige Hürde für Asylberechtigte erweist 
und daher die Anmietung von Wohnraum schwierig ist. Eine Verstärkung von Maßnahmen 
zur Integration in den Arbeitsmarkt ist daher auch im Hinblick auf eine adäquate 
Wohnversorgung unumgänglich. 

Ergänzend zur Wohnversorgung bietet der ÖIF eine Reihe von Unterstützungsmaßnahmen 
wie Sprachkurse, berufliche Ausbildung, Finanzierung von Wohnungsausstattungen etc an, 
jedoch deckt das Angebot weder im Bereich der Wohnangebote noch in anderen 
Leistungsbereichen den vorhandenen Bedarf. 

6.2 Diakonie Flüchtlingsdienst (seit 1.1.2006) 

Die Diakonie Flüchtlingsdienst (bis 31.12.2005 unter der Bezeichnung Evangelischer 
Flüchtlingsdienst geführt) hat im Bereich des Flüchtlingswesens in Salzburg verschiedene 
Tätigkeitsfelder. 

Sozialbetreuung Schubhaft

Für alle Personen, die im Polizeianhaltezentrum Salzburg angehalten werden, bietet die 
Diakonie Flüchtlingsdienst eine regelmäßige humanitäre, soziale und psychologische 
Betreuung sowie Rechtsinformationen. Ca 50% der angehaltenen Personen sind 
AsylwerberInnen. Ein Teil von ihnen wird nach der Entlassung aus der Schubhaft in die 
Grundversorgung übernommen. 
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INTO Salzburg - Integrationshaus

INTO Salzburg bietet für Asylberechtigte und deren Familienangehörige, die die Absicht 
haben, sich längerfristig oder dauerhaft in Österreich aufzuhalten, sozial beratende 
Dienstleistungen mit dem Ziel der Integration in die Gesellschaft an. 

Seit August 2004 wird in Salzburg ein Integrationshaus mit 59 internen und 25 externen 
Wohnplätzen vom Diakonie Flüchtlingsdienst geführt.  
Für den Zeitraum von durchschnittlich einem Jahr erhalten Asylberechtigte einen Wohnplatz. 
Auch Asylberechtigte, die bei Aufnahme bereits wohnversorgt sind (ca 20% der INTO-
KlientInnen), haben die Möglichkeit, die weiteren Leistungen von INTO Salzburg in Anspruch 
zu nehmen.  
Für diesen Zeitraum wird mit den Asylberechtigten ein Integrationsvertrag abgeschlossen 
und individuelle Bildungs- und Berufspläne vereinbart, die die Teilnahme an Deutschkursen 
sowie Betreuung und Unterstützung bei der Wohnungs- und Arbeitssuche zum Inhalt haben. 

Die Betreuungsleistungen des Integrationshauses umfassen: 
• Bereitstellung eines Wohnplatzes (Miete und Lebensunterhalt wird über die 

Sozialhilfe finanziert) 
• Veranstaltung von Sprach- und Integrationskursen (Erwerb von Sprachkompetenz 

und sozialer, interkultureller Kompetenz) 
• Vermittlung von Bildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen und Unterstützung bei der 

Arbeitssuche 
• Unterstützung bei der Suche von Finalwohnungen 
• Psychosoziale Betreuung und Beratungsgespräche 
• Erstellen eines Bildungs- und Berufsplans (Zielvereinbarungen) 
• Rechtsberatung 

Neben den Wohnungen befinden sich im Integrationshaus auch Beratungsbüros, Kursräume 
und ein kleines Café. Dieses Café steht nicht nur den Bewohnerinnen und Bewohnern des 
Hauses offen, sondern soll eine Plattform für die Begegnung zwischen Flüchtlingen und der 
Bevölkerung sein. 

Das Integrationshaus wurde bislang aus Mitteln des Europäischen Flüchtlingsfonds, des 
Bundes und des Diakonie Flüchtlingsdienstes finanziert.3  

Die Unterbringung (Miete) und der Lebensunterhalt der BewohnerInnen werden aus Mitteln 
der Sozialhilfe finanziert. 

6.3 VeBBAS  
(Die Salzburger arbeitsmarktpolitische Betreuungseinrichtung zur Integration von 
ZuwanderInnen in den österreichischen Arbeitsmarkt)

Der Verein VeBBAS, eine arbeitsmarktpolitische Betreuungseinrichtung, berät und 
unterstützt ZuwanderInnen im Hinblick auf ihre Integration in den österreichischen, vor allem 
den Salzburger Arbeitsmarkt.  

                                                
3 Die EFF- und Bundesmittel sind im Dezember 2004 ausgelaufen und werden vom Diakonie 
Flüchtlingsdienst bis auf weiteres selbst abgedeckt. Bis zum Zeitpunkt der Konzepterstellung waren 
dem Land noch keine fixen Finanzierungszusagen über EFF- und Bundesmittel bekannt. 
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VeBBAS wird gefördert vom Arbeitsmarktservice, Europäischen Sozialfonds, dem Land 
Salzburg, dem Österreichischen Gewerkschaftsbund und der Kammer für Arbeiter und 
Angestellte Salzburg. 

Alle im Bundesland Salzburg wohnhaften MigrantInnen, Asylberechtigte und 
AsylwerberInnen, können bei VeBBAS Hilfe in Anspruch nehmen, mit dem Ziel eines 
erfolgreichen Einstiegs in Ausbildung, Beruf und Arbeit und damit bessere Möglichkeiten der 
Integration. 

Die wesentlichsten Leistungen: 

• Hilfestellung und Beratung in Angelegenheiten des 
Ausländerbeschäftigungsgesetzes, des Fremdengesetzes, des Asylgesetzes und des 
Staatsbürgerschaftsgesetzes

• Arbeits- und sozialrechtliche Beratungen
• Dolmetschleistungen für diverse Regionalstellen des AMS
• Deutschkurse für Personen, die vom AMS zugewiesen werden – auch für Arbeit 

suchende vorgemerkte Asylberechtigte
• Individuelle Arbeitsplatzsuche, Verfassen von Bewerbungsunterlagen, 

Kontaktherstellung mit Dienstgebern
• Hilfestellung bei der Wohnungssuche für Asylberechtigte und AsylwerberInnen
• Bei Bedarf Arbeitsvermittlung von AsylwerberInnen ins Gastgewerbe

6.4 Caritasverband Salzburg 

Der Caritasverband Salzburg hat im Bereich des Flüchtlingswesens in Salzburg 
verschiedene Tätigkeitsfelder. 

Information, Beratung und Betreuung (Sozialbetreuung) von hilfs- und schutz,bedürftigen 
Fremden im Rahmen der Grundversorgung

Im Auftrag des Landes werden im Rahmen der Art 15a B-VG 
Grundversorgungsvereinbarung die im Bundesland Salzburg untergebrachten und 
versorgten hilfs- und schutzbedürftigen Fremden (vorwiegend AsylwerberInnen) seit 
1.5.2004 durch die Sozialbetreuung der Caritas unterstützt, beraten und betreut. 
Die Sozialbetreuung besucht in regelmäßigen Abständen organisierte Quartiere im 
gesamten Bundesland Salzburg und bietet folgende Leistungen an: 
- Aufklärung über die Rahmenbedingungen der Grundversorgung 
- Hilfestellung bei sozialen Problemen 
- Information und individuelle Beratung über die dem Aufenthaltsstatus der Personen 

jeweils entsprechenden Situation am Arbeits- und Wohnungsmarkt 
- Information über Beratungsangebote 
- Unterstützung bei Konfliktbewältigung 

Innerhalb dieses Betreuungsauftrages betreut die Caritas auch jene hilfs- und 
schutzbedürftigen Fremden, die in privaten Wohnungen leben und eine Leistung der 
Grundversorgung erhalten und führt die Auszahlung von Leistungen wie Verpflegung und 
Miete durch. Diesem Personenkreis wird ebenso wie den Personen in organisierten 
Quartieren Information, Beratung und Betreuung geboten.  
Weiters werden durch die Caritas im Auftrag des Landes und mit Mitteln des Bundes und 
des Landes Leistungen wie Schulbedarf und Bekleidungshilfe, die im Rahmen der 
Grundversorgung bei Hilfsbedürftigkeit gewährt werden können, an die Betroffenen 
ausgegeben. 
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Die Finanzierung der Sozialbetreuung erfolgt aus Mitteln des Landes und des Bundes im 
Rahmen der in der Art 15a B-VG Grundversorgungsvereinbarung festgelegten 
Kostentragungsregelung. 

Unterbringung von hilfs- und schutzbedürftigen Fremden im Rahmen der Grundversorgung

Die Caritas Salzburg führt zwei Unterbringungseinrichtungen im Rahmen der 
Grundversorgung und zwar in der Stadt Salzburg (Flüchtlingshaus Plainstraße, 47 Plätze) 
und in Puch (Jägerwirt, 35 Plätze). Neben den vorgesehenen Unterbringungs- und 
Versorgungsleistungen erfolgt die Sozialbetreuung im Quartier durch die MitarbeiterInnen 
der beiden Häuser. Die Finanzierung für beide Leistungen erfolgt aus Mitteln des Landes 
und des Bundes im Rahmen des in der Grundversorgungsvereinbarung vorgesehenen 
Kostenhöchstsatzes. 

Rechtsberatung

Die Caritas bietet Flüchtlingen rechtliche Beratung und Vertretung in Asylverfahren und 
fremdenpolizeilichen Verfahren und sammelt Hintergrundmaterialien und 
Länderinformationen. Des Weiteren wird mit anderen Flüchtlingshilfsorganisationen und 
anderen im Asyl- und Fremdenwesen tätigen Behörden zusammengearbeitet. 

Die Finanzierung erfolgt aus Mitteln des Landes Salzburg, der Stadt Salzburg, des 
Europäischen Flüchtlingsfonds (EFF) und aus Eigenmitteln der Caritas.4  

Oneros – Projekt Psychotherapie für Flüchtlinge

Dieses Projekt bietet psychologische Betreuung von Flüchtlingen. Therapeuten gehen gezielt 
auf die spezielle Situation von Flüchtlingen und deren Einfluss auf ihre psychischen 
Probleme ein. Die Leistung ist für Flüchtlinge kostenlos. 

Die Finanzierung erfolgt aus Mitteln des Bundesministeriums für Inneres (BMI), des 
Europäischen Flüchtlingsfonds (EFF) und aus Eigenmitteln der Caritas.5  

Rückkehrhilfe

Die Rückkehrhilfe ist ein vom Bundesministerium für Inneres finanziertes Projekt zur 
freiwilligen Rückkehr von in Österreich aufhältigen Fremden, insbesondere von 
AsylwerberInnen. Die Leistungen umfassen Beratung, Informationsweitergabe, 
Unterstützung bei der Entscheidungsfindung und Vorbereitung und Organisation der 
Rückreise. 

                                                
4 Die EFF Förderung ist mit Ende Februar 2005 ausgelaufen. Eine Ausschreibung des EFF für 2005 
ist mit September 2005 erfolgt. Die Caritas deckt die Finanzierungslücke bis zu einer neuerlichen 
Projektfreigabe durch den EFF zwischenzeitlich selbst ab und trägt das Risiko. Bis zum Zeitpunkt der 
Konzepterstellung waren dem Land noch keine fixen Finanzierungszusagen über EFF- und 
Bundesmittel bekannt. 
5 Die EFF Förderung und die Förderung durch das BMI sind mit Ende 2004 ausgelaufen. Eine 
Ausschreibung des EFF für 2005 ist mit September 2005 erfolgt. Die Caritas deckt die 
Finanzierungslücke bis zu einer neuerlichen Projektfreigabe durch den EFF zwischenzeitlich selbst ab 
und trägt das Risiko. Bis zum Zeitpunkt der Konzepterstellung waren dem Land noch keine fixen 
Finanzierungszusagen über EFF- und Bundesmittel bekannt. 
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Die Finanzierung erfolgt aus Mitteln des Bundesministeriums für Inneres (BMI), des 
Europäischen Flüchtlingsfonds (EFF) und aus Eigenmitteln der Caritas.6  

6.5 SOS-Kinderdorf Clearinghouse 

Das SOS-Kinderdorf führt in der Stadt Salzburg Einrichtungen für unbegleitete minderjährige 
Fremde (umF). Im Auftrag des Landes Salzburg werden drei Betreuungsformen angeboten, 
welche im Rahmen der Art 15a B-VG Grundversorgungsvereinbarung für diese Zielgruppe 
vorgesehen ist: 
a) Wohngruppe mit einer intensiven Betreuung für einen Zeitraum von zwei Monaten ab 

dem Zeitpunkt der Zulassung zum Asylverfahren mit insgesamt 5 Plätzen mit dem Ziel 
der Abklärung der Perspektiven in Zusammenwirken mit den involvierten Behörden sowie 
der Abklärung des erzieherischen und betreuerischen Bedarfes 

b) Wohnheim mit dem Ziel der Unterstützung und Förderung der Selbständigkeit vor allem 
jener umF, die die Clearingphase hinter sich haben. In Salzburg stehen insgesamt 
8 Plätze zur Verfügung. 

c) Betreutes Wohnen für jene umF, bei denen sich nach dem Aufenthalt in der Wohngruppe 
herausstellt, dass sie aufgrund ihrer Selbständigkeit und Reife für diese Betreuungsform 
mit dem Ziel der weiteren Betreuung zur Förderung der sozialen, schulischen und 
beruflichen Integration geeignet sind. Es stehen insgesamt 14 Plätze zur Verfügung. 

Die Finanzierung erfolgt aus Mitteln des Landes und des Bundes im Rahmen der in der 
Art 15a B-VG Grundversorgungsvereinbarung festgelegten Kostentragungsregelung. 

6.6 Integrationsmöglichkeiten für AsylwerberInnen in Salzburg 

- Verpflichtender Schulbesuch für schulpflichtige Kinder, Gewährung eines 
Förderunterrichtes für Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache im Rahmen des 
Schulbesuches 

- Kindergartenbesuch, sofern die Gemeinden bereit zur Aufnahme sind und auf den 
Kostenbeitrag verzichten oder AsylwerberInnen die Kosten aus eigenen Mitteln 
aufbringen können 

- Beschäftigungen gemäß § 7 Grundversorgungsgesetz - Bund: Heranziehung von 
AsylwerberInnen für gemeinnützige Hilfstätigkeiten für Bund, Land oder Gemeinde 

- Beschäftigung gemäß Ausländerbeschäftigungsgesetz: Möglichkeit der Beschäftigung 
von AsylwerberInnen ab drei Monate nach Asylantragstellung oder für Personen mit einer 
befristeten Aufenthaltsberechtigung gemäß § 8 des Asylgesetzes 2005 (§§ 4 Abs 3 Z 7 
und 5 AuslBG)  

- Aktivitäten innerhalb der Gemeinde (Vereinswesen, Veranstaltungen, interkulturelle 
Programme etc) im Hinblick auf soziale Integration 

- Besuch von Deutschkursen, die für Bewohnerinnen und Bewohner in organisierten 
Quartieren angeboten werden 

- Teilnahme an Modulen der Entwicklungspartnerschaft FluEqual (siehe Exkurs EP 
FluEqual) 

- Teilnahmemöglichkeiten für unbegleitete minderjährige Fremde am Modul Sorbas der 
Entwicklungspartnerschaft Epima, welches in der Stadt Salzburg durchgeführt wird und 
den Aufbau eines Bildungsprogrammes für umF zum Ziel hat. 

                                                
6 Die EFF Förderung ist mit Ende 2004 ausgelaufen. Rückkehrhilfe ist ein Projekt mit Beteiligung 
mehrerer Caritasdiözesen und wird in der Österreichischen Caritaszentrale koordiniert. Bis zum 
Zeitpunkt der Konzepterstellung waren dem Land noch keine fixen Finanzierungszusagen über EFF- 
und Bundesmittel bekannt.
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Exkurs: EP FluEqual - Aktivitäten für Asylwerber und Asylwerberinnen 

Im Rahmen der Gemeinschaftsinitiative Equal wurde in Salzburg eine 
Entwicklungspartnerschaft (EP) mit den Partnern Land Salzburg, Caritasverband Salzburg, 
Diakonie Flüchtlingsdienst, BiBer-F, Total Equality (jetzt Partner Frau&Arbeit), 
Arbeiterkammer Salzburg, Wirtschaftskammer Salzburg, Regionalverband Lungau und 
Regionalverband Oberpinzgau beantragt und der Erstantrag Ende 2004 genehmigt. Eine 
abschließende Entscheidung zum Projektstart erfolgte mit September 2005 durch das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit (BMWA).

Die EP mit dem Titel Fluequal zielt darauf ab, den in Salzburg betreuten AsylwerberInnen 
die Integration in den Arbeitsmarkt zu erleichtern und die Chancen und die Flexibilität von 
AsylwerberInnen für den Einstieg in den Arbeitsmarkt zu erhöhen, indem während der Zeit 
des Asylverfahrens für eine festgelegte Teilnehmerzahl Maßnahmen zur Qualifizierung 
durchgeführt werden. 

Folgende Maßnahmen sollen im Zeitraum von 1.7.2005 bis 30.6.2007 Umsetzung finden:  
 Spracherwerb in Kursen mit dem Ziel Level A1 an 5 Standorten für 
160 TeilnehmerInnen (Modul 1).  
Dieses Modul wurde mit Ende April 2006 erfolgreich abgeschlossen. 

 Qualifizierung und Praktikum von AsylwerberInnen im Bereich IKT (Informations- und 
Kommunikationstechnologie) und Projektmanagement am Standort Stadt Salzburg für 
30 TeilnehmerInnen (Modul 2). 
Dieses Modul hat Anfang 2006 begonnen. 

 Berufsorientierung in gemeinnützigen kommunalen Beschäftigungsprojekten mit 
begleitenden Lernwerkstätten an drei Standorten mit insgesamt 90 TeilnehmerInnen 
(Modul 3).
Dieses Modul hat Anfang 2006 begonnen. 

 Begleitende Maßnahmen wie individuelle Qualifizierung und Coaching 
 Einbettung der Beschäftigungsmodelle und Öffnung der Gemeinden für gemeinnützige 
kommunale Beschäftigungsprojekte 

Zur Sicherung der Nachhaltigkeit werden die regionalen Dialoge zur Stärkung des 
interkulturellen Zusammenlebens durch einen Prozess der Verständigung und des 
Verständnisses zwischen AsylwerberInnen und einheimischer Bevölkerung verbessert. 

6.7 Integrationshilfen für Asylberechtigte in Salzburg 

Ab Rechtskraft der Asylgewährung sind Asylberechtigte den Österreichern weitgehend 
gleichgestellt. 

1. Integrationsberatung im Rahmen der Sozialbetreuung der Caritas:
Asylberechtigte können maximal vier Monate in der Grundversorgung verbleiben, sofern 
sie die Voraussetzung der Hilfsbedürftigkeit weiterhin erfüllen. In dieser Zeit erhalten sie 
im Rahmen der vom Bund und Land finanzierten Grundversorgung Beratung in 
Integrationsfragen durch die Sozialbetreuung der Caritas und in Einzelfällen 
Unterstützung bei der Wohnungssuche und bei Behördenwegen (Unterstützung bei der 
Antragstellung etc). 

2. Platz/Wohnung in einem Integrationshaus (ÖIF, Diakonie Flüchtlingsdienst):
- Wohnung 
- Psychosoziale Beratung 
- Ausbildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen (ua Sprachkurse) 
- Unterstützung bei Arbeitssuche 
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- Rechtsberatung 
Der Lebensunterhalt und der Wohnaufwand werden über die Sozialhilfe finanziert. Die 
weiteren Maßnahmen wie Betreuungsleistungen werden aus Mitteln des Bundes 
finanziert (ÖIF). 
(vgl auch Leistungsangebot Integrationshaus – Diakonie Flüchtlingsdienst) 

3. Österreichischer Integrationsfonds (ÖIF):
Asylberechtigte werden vom Fonds in den ersten drei Jahren ihrer Integration unterstützt 
durch: 
- Wohnmöglichkeit (Integrationswohnplätze, Startwohnungen) 
- Finanzielle Unterstützung (Beihilfen, zinsenlose Kredite) 
- Sprachliche Qualifizierung 

Jeder Asylberechtigte kann bei Bildungsträgern wie Volkshochschule (VHS), 
Berufsförderungsinstitut (BFI), BiBer-F etc einen Sprachkurs absolvieren und bei 
durchgängiger Teilnahme die Kosten vom ÖIF rückerstattet bekommen 
(Individualförderung). 

Die Unterstützung des ÖIF (Beihilfen, zinsenlose Darlehen, Unterstützung Sprachkurse) 
ist eine Kannleistung ohne Rechtsanspruch und hängt von der budgetären Bedeckung 
ab. Erfahrungen im Jahr 2005 haben gezeigt, dass vereinzelt Unterstützungsanträge für 
Sprachkurse aufgrund des Fehlens von Mitteln abgelehnt wurden.  

4. Unterstützung in Form von Sozialhilfe:
Asylberechtigte können einen Antrag auf Sozialhilfe stellen und ab dem Folgemonat der 
Asylanerkennung eine Leistung aus Sozialhilfe-Mitteln erhalten, sofern die 
Anspruchsvoraussetzungen erfüllt sind (§ 6 Abs 3 Salzburger Sozialhilfegesetz). 
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7 Integrationskonzept des Landes Salzburg 

Projektablauf und Arbeitsstruktur 

Eine Arbeitsgruppe bestehend aus Abteilung 2, Abteilung 8, Abteilung 11, 
Arbeitsmarktservice Salzburg, Caritasverband Salzburg, Diakonie Flüchtlingsdienst, SOS-
Kinderdorf Clearinghouse, und VeBBAS haben sich gemäß Auftrag der Salzburger 
Landesregierung unter Federführung der Abteilung 3 der Erarbeitung eines 
Integrationskonzeptes zugewendet, mit dem Ziel, einen Maßnahmenkatalog für die 
Zielgruppe der AsylwerberInnen und Asylberechtigten vorzulegen, der in erster Linie 
Schlüsselbereiche der Integration zum Inhalt hat und als Basis für weitere Planungen dienen 
soll. 
Durch Beiziehung der Finanzabteilung, des Österreichischen Städtebundes und des 
Salzburger Gemeindeverbandes sollte sichergestellt werden, dass die Kosten- und 
Finanzierungsfrage im fachlichen Konzept entsprechende Berücksichtigung finden. 

Ziel war die Erarbeitung eines Konzeptes. Gemeinsame Arbeitssitzungen sollten dazu 
dienen, 

a) einen Überblick über die neuen Strukturen zu geben, 
b) abzuklären, in welchem Ausmaß die eingebundenen Organisationen/Abteilungen 

vom Flüchtlingsbereich betroffen sind und welche Möglichkeiten und Grenzen im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit vorhanden sind bzw welche Bedarfe gesehen werden, 

c) wichtige Eckpunkte des Konzeptes festzulegen und  
d) einen Maßnahmenkatalog zu erarbeiten. 

Im Herbst 2004 wurde mit dem Projekt gestartet und im September 2005 ein Konzept mit 
einem umfassenden Maßnahmenkatalog an die Entscheidungsträger übermittelt 
(Arbeitsphase I). 

Ein weiterer Auftrag durch die Landeshauptfrau zur Vertiefung des Konzeptes und 
insbesondere zur Ausarbeitung der Zuständigkeit und der Personal- und Sachkosten folgte 
im Winter 2005 (Arbeitsphase II). 

Problemanalyse 

Die Problemanalyse ergab, dass sich in Zusammenhang mit den Asylanerkennungen 
mehrere große Problembereiche abzeichnen: 
- mangelnde Wohnversorgung,  
- schwieriger Einstieg in den Arbeitsmarkt, 
- unzureichende Sprachkenntnisse und 
- fehlende Beratungsmöglichkeiten. 
Weiters wurde eine Zunahme der Asylanerkennungen wahrgenommen und wird somit davon 
ausgegangen, dass sich damit verbunden die oben genannten Problembereiche noch 
verstärken werden. 

Bei der Wohnungssuche von Asylberechtigten im Bundesland Salzburg sind vor allem die 
fehlenden Deutschkenntnisse und der teure Wohnraum hinderlich. Hinzu kommen Probleme 
wie die geringe Bereitschaft von Vermietern, an ausländische Bewerber zu vermieten oder 
auch die Tatsache, dass viele Asylberechtigte (vor allem Asylberechtigte bestimmter 
Nationalitäten) eine große Familie haben und geeigneter und günstiger Wohnraum für diese 
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Familiengröße nicht zur Verfügung steht. Auch der Integrationsfonds bietet zu wenig große 
Wohnungen, um diesem Bedarf gerecht zu werden. 

Im Rahmen der Sozialhilfe konnten Erfahrungen dahingehend gemacht werden, dass sich 
die Zahl der Asylberechtigten kontinuierlich erhöht und seit Mai 2004 bis Juli 2005 die Zahl 
der unterstützten Haushalte um 70% angestiegen ist, nur wenige Asylberechtigte 
ausreichend Sprachkenntnisse aufweisen und die Arbeitssuche und Arbeitsintegration damit 
erschwert ist. Wie bereits im Kapitel 5 beschrieben, nimmt ein überwiegender Teil der 
Asylberechtigten unverzüglich nach Anerkennung Sozialhilfeleistungen in Anspruch.  

Weiters wird das Fehlen von Beratungsangeboten bzw Beratungskapazitäten angemerkt. 

Träger stellen fest, dass oftmals der Einstieg in den Arbeitsmarkt in minder qualifizierte 
Arbeitsbereiche erfolgt, die beruflichen Qualifikationen somit nicht nutzbar gemacht werden 
können und Resignation und Demotivation die Folge sind. 

Des Weiteren stellen die steigenden Asylgewährungen vor allem von Tschetschenen eine 
Herausforderung für das Bundesland Salzburg dar, da laut Experten die Bereitschaft dieser 
Volksgruppe zur Integration nicht sehr hoch ist. 

Bei den AsylwerberInnen wird vor allem die kaum realisierbare Beschäftigungsmöglichkeit 
während der Zeit der langen Asylverfahren hervorgehoben und es fehlt damit auch eine 
Möglichkeit der Tagesstrukturierung.  
Aufgrund der rechtlichen Gegebenheiten (Ausländerbeschäftigungsgesetz – kurz AuslBG) 
sind für AsylwerberInnen nur befristete Saisonbewilligungen im Rahmen des 
Saisonkontingentes (Fremdenverkehr) und in der Land- und Forstwirtschaft möglich. Die 
Erfahrungen haben gezeigt, dass die Vermittlung von AsylwerberInnen mit einer vorläufigen 
Aufenthaltsberechtigung nach § 13 AsylG 2005 (bzw § 51 AsylG 2005) kaum bis gar nicht 
mehr möglich ist. Die meisten AsylwerberInnen haben daher das Asylverfahren ohne reale 
Berührungspunkte zur Mehrheitsbevölkerung abzuwarten. Auch die fehlenden 
Sprachkenntnisse und die damit einhergehende fehlende soziokulturelle Integration während 
des Asylverfahrens erschwert die Integration ab dem Zeitpunkt der Asylgewährung.  
Durch die lange Dauer des Asylverfahrens sind mit dieser Wartezeit auch Verluste von 
fachlichen und persönlichen Qualifikationen zu verzeichnen. 

Betreffend die Kosten für Integrationsmaßnahmen wurde seitens der Finanzierungsträger 
festgehalten, dass bereits die Umsetzung der Grundversorgungsvereinbarung hohe 
Kostenbelastungen für das Land darstellen und zusätzliche Landesmittel für Integration 
sicherlich nur schwer zu lukrieren sind. Im Rahmen der Erarbeitung von 
Integrationsmaßnahmen sollte aber trotz Finanzierungsprobleme nicht außer acht gelassen 
werden, dass Asylberechtigte spätestens ab der Sozialhilfegewährung Kosten verursachen 
und damit sowohl das Land als auch die Gemeinden als Kostenträger finanziell stark 
belasten und hier eine Entlastung wünschenswert wäre. 

Gemeinsam verständigte man sich daher darauf, dass Integrationsbedarf gegeben ist, in 
erster Linie ab dem Zeitpunkt der Asylgewährung, aber auch in der Zeit während des 
Asylverfahrens aufgrund der derzeit sehr langen Verfahrensdauern. 

In Orientierung an den Schlüsselbereichen der Integration wurde Bedarfe für die 
Handlungsfelder Ausbildung/Arbeit, Schule/Bildung, Spracherwerb und Wohnen sowie 
soziokulturelle Integration und Beratung/Orientierung festgemacht und Maßnahmen 
formuliert. 
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7.1 Ergebnisse und Handlungsbedarf 

Da das derzeitige Angebot Versorgungslücken aufweist und die derzeitigen Probleme nicht 
lösen kann, wurden im Planungsprozess eine Reihe von Maßnahmen festgelegt, die derzeit 
nicht oder nur in unzureichendem Maße für die Zielgruppe der Asylberechtigten und 
AsylwerberInnen zur Verfügung stehen und als wichtige Ergänzung des bestehenden 
Leistungsspektrums gesehen werden.  

Aus fachlicher Sicht wären aus dem im Anhang dargestellten Maßnahmenpaket 
nachfolgende zwei Maßnahmen mit Priorität zu versehen, um der aktuellen Entwicklung 
entgegenzuwirken, die zeigt, dass eine große (steigende) Zahl an Asylberechtigten dauerhaft 
Leistungen aus der Sozialhilfe in Anspruch nimmt: 

a) Einrichtung einer Stelle für Integrationsfragen 
b) Integrationsberatung und -unterstützung 

7.1.1 Einrichtung einer Stelle für Integrationsfragen 

Integration ist Querschnittsmaterie und braucht es daher eine zuständige koordinierende 
Stelle zur Konkretisierung und Umsetzung von Maßnahmen, Abstimmung mit bereits 
bestehenden Leistungen und der Kooperation mit anderen für diesen Bereich teilzuständigen 
Stellen im Bundesland Salzburg, die sich auch mit dem Themenfeld Integration und 
Migration befassen (zB Stadt Salzburg etc). 
Um hierbei eine effiziente Ausgestaltung der Integrationsarbeit zu ermöglichen und Bundes-, 
Landes- und Gemeindeebene gut zu verzahnen, sollte die übergreifende Koordinierung und 
Steuerung auf Ebene der Landesregierung erfolgen. 
In diesem Zusammenhang ist auch die Zuständigkeit für Integration innerhalb der 
Landesverwaltung einer raschen Klärung und Festlegung zuzuführen. 

Folgende Aufgaben sollten von dieser Stelle durchgeführt werden (vgl hierzu auch Kapitel 4 
Organisation und Zuständigkeit): 

- Planung, Koordination und Weiterentwicklung von Maßnahmen 
- Schnittstellenmanagement (Bund, Land, Stadt Salzburg, Gemeinden, Organisationen, 

Grundversorgung, Integrationsbeirat7 etc) 
- Durchführung und Bewertung von Bedarfserhebungen 
- Erarbeitung von statistischen Anforderungen und Zusammenstellung relevanter 

Datenkriterien 
- Erstellung von Finanzierungsplänen und Budgetvorschlägen gemeinsam mit den 

zuständigen Stellen und Abstimmung mit Kostenträgern 
- Bearbeitung von Projektförderungen und integrationsfördernden Programmen 

                                                
7 Im Beschluss des Salzburger Landtages vom 26.04.2006 wurde die Landesregierung ersucht, einen 
auf Landesebene angesiedelten ressortübergreifenden Integrationsbeirat zu schaffen, der sich aus 
beratenden Personen aus Vereinen, Einrichtungen und Organisationen sowie aus VertreterInnen der 
politischen und administrativen Ebene des Landes Salzburg zusammensetzt, mit der Zielsetzung, zur 
Verbesserung der Lebensverhältnisse der ausländischen bzw zugewanderten Bevölkerung und der 
menschlichen Beziehungen zwischen AusländerInnen und SalzburgerInnen beizutragen und als 
beratende Stimme in der Salzburger Integrationspolitik zu fungieren. 
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- Ausheben von Finanzierungsmöglichkeiten außerhalb der Landesmittel, so zum Beispiel 
die Möglichkeiten der Finanzierung von Projekten über die EU, den EFF oder über andere 
Projektförderungen 

- Beratende Funktion 
- Erarbeitung von Konzepten 

7.1.2 Integrationsberatung und -unterstützung 

Die Integrationsberatung bietet für Asylberechtigte eine zeitlich befristete Maßnahme, die sie 
durch Hilfe zur Selbsthilfe unterstützen soll, ihr Leben eigenständig und verantwortlich zu 
gestalten. Mit Hilfe der Integrationsberatung (vgl dazu auch die Maßnahme 
"Integrationsberatung" im Anhang) sollen die ersten wesentlichen Integrationsschritte in 
Form eines Betreuungsplanes erarbeitet und die Asylberechtigten dabei unterstützend 
begleitet werden. Die Asylberechtigten bestimmen bzw gestalten ihre individuellen Schritte 
und Ziele der Integration so weit möglich mit. 
Einzelne Schritte werden verbindlich vereinbart und dem Asylberechtigten die kontinuierliche 
Unterstützung und Begleitung während des gesamten Integrationsprozesses zugesichert, 
wobei diese Begleitung zeitlich befristet ist. 

Zu den Kernaufgaben der Integrationsberatung gehören: 
- Zeitlich befristete und am individuellen Bedarf orientierte Integrationsberatung und –

unterstützung mit dem Ziel der raschen Verselbständigung 
- Heranziehung von Leistungsangeboten anderer Träger und Organisationen 
- Aufklärung über Rechte, Pflichten, Rahmenbedingungen, Möglichkeiten etc 
- Erarbeitung eines individuellen Betreuungsplanes (welche Maßnahmen sind zu setzen, 

welche Unterstützung wird benötigt etc) 
- Laufende Beratungstätigkeit (rechtlich, sozial) 
- Unterstützung bei Behördengängen (ev Begleitung, Hilfe bei Beantragung von Leistungen 

und Ausfüllen von Formularen etc) 
- Netzwerkarbeit speziell im Einzelfall (Zusammenarbeit und Kooperation mit anderen 

Behörden und Einrichtungen, Austausch etc) 
- Unterstützung durch Dolmetscher 

Zielgruppen sind: 
- Asylberechtigte während der Grundversorgung 
- Asylberechtigte (nach der Grundversorgung) 

Neben der individuellen Betreuung von Asylberechtigten müssen Erfahrungen, 
Wahrnehmungen, Versorgungs- und Angebotslücken, neue Bedarfe etc an die Stelle für 
Integrationsfragen rückgemeldet werden, damit diese auf Planungsebene aufgegriffen 
werden können. 

Aufgrund der oben genannten Anforderungen sind betreffend der Qualifikation der 
IntegrationsberaterInnen folgende Qualifikationsmerkmale zu beachten: 
- interkulturelle Kompetenz 
- Kommunikations- und Teamfähigkeit 
- hohe soziale und Methodenkompetenz 
- hohe Organisationsfähigkeiten. 
Wünschenswert wäre außerdem die Kenntnis mindestens einer Sprache aus den für die 
Aufgabenerledigung maßgebenden Hauptherkunftsländer der Asylberechtigten. 

Vorgeschlagen wird, die Integrationsberatung als Beratungsleistung durch freie Träger zu 
erbringen. 
Bei der Errichtung einer Integrationsberatung ist darauf zu achten, dass mögliche 
Synergieeffekte mit bereits bestehenden, für andere Zielgruppen konzipierte 
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Beratungseinrichtungen erkannt und genutzt werden, um den Ressourcenbedarf so knapp 
als möglich halten zu können. 

Zur besseren Veranschaulichung soll nochmals das Zusammenwirken der Stelle für 
Integrationsfragen mit der Integrationsberatung und der Grundversorgung grafisch 
dargestellt werden. 

Wie bereits im Aufgabenprofil beschrieben hat die Stelle für Integrationsfragen dafür Sorge 
zu tragen, dass möglichst optimierte und abgestimmte Rahmenbedingungen für eine 
effiziente Integrationsarbeit vorhanden sind. Hier gilt es vor allem, noch nicht vorhandene 
Leistungsangebote – sofern Bedarf – zu definieren und zu konkretisieren sowie für deren 
Umsetzung zu sorgen. Hier spielt einerseits die Schnittstellenarbeit eine große Rolle, da 
Integrationsaufgaben in den verschiedenen Fachbereichen abgewickelt werden, andererseits 
sind laufend Finanzierungsfragen zu klären und braucht es hierzu klare Entscheidungen 
seitens der politisch Verantwortlichen. 

Die im operativen Bereich tätigen Stellen für Beratung und Betreuung (Integrationsberatung, 
Sozialbetreuung im Rahmen der Grundversorgung) greifen auf vorhandene Angebote in den 
verschiedensten Handlungsfeldern zurück und unterstützen einerseits Asylberechtigte im 
Integrationsprozess (ua durch Vermittlung an andere zuständige Stellen, Unterstützung in 
allen relevanten Integrationsschritten zur raschen Verselbständigung etc) und andererseits 
Asylwerber in Form von Beratung, Information und Betreuung zur besseren Orientierung im 
neuen gesellschaftlichen Umfeld. 
Deren Aufgabe ist es auch, Erfahrungen an die Stelle für Integrationsfragen rückzukoppeln 
oder neue bzw geänderte Bedarfe zu beschreiben (Vernetzungsarbeit). 

Erläuternd ist anzuführen, dass die Grundversorgung bereits mit Inkrafttreten der Art 15a B-
VG Grundversorgungsvereinbarung mit 1.5.2004 installiert wurde. 
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7.1.3 Maßnahmen in verschiedenen Handlungsfeldern 

Die Maßnahmen wurden in der Arbeitsphase II nochmals überarbeitet und finden sich im 
Anhang. 

Tiefergehende Bearbeitungsschritte wie  
- nochmalige Prüfung der Vorschläge aus den Stellungnahmen,  
- Konkretisierung der Inhalte, 
- Erarbeitung von Planungs- und Finanzierungskonzepten und  
- Prioritätenreihung 
sind durchzuführen, um die Voraussetzungen für deren Umsetzung zu schaffen. 

Maßnahmen wie frühzeitiger Spracherwerb im laufenden Asylverfahren oder gemeinnützige 
Beschäftigung während des laufenden Asylverfahrens sind Maßnahmen, die aus fachlicher 
Sicht für die Zielgruppe der AsylwerberInnern eine Verbesserung während der Zeit des 
laufenden Asylverfahrens bzw der Grundversorgung darstellen würden und zudem im Falle 
der Asylgewährung verbesserte Startchancen und die Möglichkeit der rascheren 
Verselbständigung für die betroffenen Personen (Arbeitssuche etc) bieten würden. 

Spracherwerb während des laufenden Asylverfahrens verbessert einerseits die 
Kommunikationsmöglichkeiten zwischen den AsylwerberInnen und der heimischen 
Bevölkerung im Alltag, versetzt die AsylwerberInnen andererseits auch in die Lage, im Falle 
der Asylgewährung rascher in den österreichischen Arbeitsmarkt einsteigen zu können. 
Die gemeinnützige Beschäftigung könnte dem Verlust vorhandener beruflicher und 
persönlicher Qualifikationen der AsylwerberInnen entgegenwirken und zudem den 
Gemeinden dort eine Unterstützung bieten, wo zB kurzzeitig und unregelmäßig ein hohes 
Arbeitspensum zu bewältigen ist und dafür knappe Personalressourcen zur Verfügung 
stehen. Jedoch sollte hier den AsylwerberInnen auch die Möglichkeit geboten werden, sich in 
den verschiedenen Tätigkeitsfeldern Qualifikationen anzueignen. 
(vgl Maßnahmen "frühzeitiger Spracherwerb im laufenden Asylverfahren" und 
"Beschäftigung und Qualifizierung durch öffentliche Träger" im Anhang) 

Seitens des Landesschulrates wird ergänzend zu den Maßnahmen im Handlungsfeld 
"Schule" angemerkt (siehe dazu auch im Anhang II die Stellungnahme vom LSR), dass ein 
großer Teil der Vorschläge bereits direkt umgesetzt bzw angewendet wird, da mit der 
schulischen Betreuung von Asylwerberkindern seit Jahren Erfahrungen bestehen. So werden 
konkrete Lösungen und pädagogische Konzepte mit der Schulleitung, KlassenlehrerInnen, 
zuständige Schulaufsicht unter Beiziehung von qualifizierten BegleiterInnen für 
interkulturelles Lernen an den jeweiligen Schulstandorten erarbeitet und entwickelt.  
Dennoch besteht in einzelnen Bereichen Handlungsbedarf. 

7.1.3.1 Vorschläge aus den Stellungnahmen 

In der ersten Konzeptphase (Arbeitsphase I) wurde die Möglichkeit einer Stellungnahme 
durch alle Beteiligten eingeräumt. Auf diesem Wege wurden weitere Vorschläge gemacht 
(Stand Sommer 2005), über die auch in der Arbeitsphase II – Vertiefung des Konzeptes – 
noch keine inhaltlichen Abstimmungen getroffen wurden.  
Daher sind die nachfolgenden Punkte in weiteren Beratungen zu diskutieren und auf 
Umsetzbarkeit, Priorität und Finanzierungsmöglichkeiten zu prüfen. 



Gesamtintegrationskonzept des Landes Salzburg 

35

- Herbeiführung einer klaren und eindeutigen Zuständigkeitsregelung, da die derzeit 
geltende Geschäftsordnung der Salzburger Landesregierung für diesen Bereich keine 
eindeutige Regelung vorsieht und es sich um eine Querschnittsmaterie handelt 
(Vorschlag Österreichischer Städtebund – Landesgruppe Salzburg) 

- Berücksichtigung des Handlungsfeldes Gesundheit (zB kultursensible Pflege, 
Dolmetschdienste im Gesundheitswesen, psychologische/psychotherapeutische 
Versorgung usw)  
(Vorschlag Caritasverband Salzburg) 

- Vor allem Jugendliche und Kinder sind durch Fluchterlebnisse und Trennung von ihren 
Familien oftmals stark traumatisiert. Maßnahmen in der psychosozialen und 
gesundheitlichen Vorsorge wie etwa spezielle Therapiemöglichkeiten (zB 
Psychotherapie) sind vorzusehen. Die Kosten für solche Maßnahmen sollen vom Bund 
getragen werden.  
(Vorschlag Österreichischer Städtebund – Landesgruppe Salzburg) 

- Berücksichtigung spezieller Zielgruppen: neben den im Konzept bereits berücksichtigten 
Zielgruppen unbegleitete minderjährige Flüchtlinge, höher qualifizierte Asylberechtigte, 
Minderjährige (Schule etc) oder tschetschenische Flüchtlinge wäre es überlegenswert, 
weitere Maßnahmen zB für Frauen, traumatisierte Personen, Personen mit 
Betreuungspflichten usw anzudenken.  
(Vorschlag Caritasverband Salzburg) 

- Da Frauen oftmals noch einen größeren Kulturschock als Männer erleben oder zum Teil 
aus Kulturen kommen, in denen die patriarchalische Unterdrückung massiv ist, erscheint 
eine geschlechtsspezifische Herangehensweise bei Integrationsmaßnahmen sinnvoll. 
Spezielle Maßnahmen für Mädchen und Frauen sollten vorgesehen werden. 
(Vorschlag Österreichischer Städtebund – Landesgruppe Salzburg) 

- In den Bereichen Wohnen und soziokulturelle Integration sind die vorhandenen bzw 
erwähnten gemeinwesenorientierten Ansätze zu vertiefen. Insbesondere der Bereich 
Kultur findet nur eine allgemeine Erwähnung bzw ist mitgedacht, aber nicht weiter 
ausgearbeitet.  
(Vorschlag Caritasverband Salzburg) 

- Berücksichtigung des Handlungsfeldes Öffentlichkeitsarbeit: gezielte Information, good 
practice Beispiele. Öffentlichkeitsarbeit ist in diesem Zusammenhang auch eine Aufgabe 
der öffentlichen Hand bzw Politik zur Förderung von Integrationsprozessen.  
(Vorschlag Caritasverband Salzburg) 

- Für eine gelingende Integration bedarf es der Arbeit an einem entsprechend offenen und 
toleranten gesellschaftlichen Klima gegenüber dem Fremden, das durch öffentliche 
Kommunikation, Information, Aufklärung und Begegnungsmöglichkeiten im Sinne eines 
permanenten Bewusstseinsbildungsprozesses hergestellt, aufrechterhalten und/oder 
verbessert werden muss. Diesbezüglich sollte bei einer Maßnahmenplanung Bedacht 
genommen werden.  
(Vorschlag Österreichischer Städtebund – Landesgruppe Salzburg) 

- Verpflichtende Deutschkurse für Asylberechtigte analog der Integrationsvereinbarung im 
Fremdengesetz 
(Vorschlag VeBBAS) 

- Zum Aufbau von Angeboten und Beratungsleistungen für Fremde ist es notwendig, 
zusätzlich auf der Ebene der Institutionen Zugangsbarrieren in sozialen und kommunalen 
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Bereichen zu erkennen und abzubauen. 
(Vorschlag SOS-Kinderdorf) 

- Zur Realisierung von Integration ist die Teilnahme von Betroffenen und deren Einbindung 
am sozialen und kulturellen Leben von Bedeutung. Aktivitäten in diesem Bereich könnte 
Aufgabe der Stelle für Integrationsangelegenheiten sein. 
(Vorschlag SOS-Kinderdorf) 

- Es sollte ein Gesamtintegrationskonzept erstellt werden, das alle Menschen mit 
Migrationshindergrund erfasst. 
(Vorschlag Österreichischer Städtebund – Landesgruppe Salzburg)

- Unter Berücksichtigung des integrativen Aspektes sowohl für AsylwerberInnen als auch 
für sonstige ausländische StaatsbürgerInnen wird die Bereitstellung von finanziellen 
Mitteln für den Besuch von Deutschkursen empfohlen; eine Regelung der Kostentragung 
bei Schwangerschaftsabbrüchen; finanzielle Regelung der Unterbringung von 
Asylwerberinnen/Ausländerinnen im Frauenhaus; die Bereitstellung von finanziellen 
Mitteln für NGO's im Zusammenhang mit AsylwerberInnen und AusländerInnen 
(Vorschlag Büro für Frauenfragen und Chancengleichheit – Amt der Salzburger 
Landesregierung) 

7.1.4 Institutionelle Kooperation 

Das Land Salzburg, Organisationen, Institutionen und andere relevante Akteure sollen bei 
der Durchführung von Integrationsmaßnahmen verstärkt zusammenarbeiten. Dabei sollten 
die Kooperationsmöglichkeiten zwischen den zuständigen Stellen (zB AMS mit Sozialhilfe, 
AMS mit Integrationsberatung, Schulen mit Grundversorgung etc) aus- bzw  - sofern noch 
nicht vorhanden – aufgebaut werden. 

Der Vernetzungstätigkeit einher gehen sollten auch konkrete Vorschläge über Ergebnisse 
der Zusammenarbeit (zB verbesserter Zugang zu Beratungsangeboten, Transparenz der 
Leistungsangebote für Betroffene etc). 

Ziel dieser Kooperation kann es auch sein, bezogen auf die Verbesserung von Datenmaterial 
als eine wesentliche Planungsgrundlage die bisherigen Erhebungs- und Erfassungspraxis zu 
überdenken und beim zukünftigen Einsatz von Statistik-Tools zu berücksichtigen, um 
Leistungsangebote effizienter abzustimmen und auszulasten. 

7.1.5 Forderungskatalog an den Bund 

Viele Schlüsselbereiche wie Wohnen, Ausbildung oder Schule können nur in Koordination 
und Abstimmung mit dem Bund über die Bereitstellung budgetärer Mittel realisiert werden, 
da diese in den Kompetenzbereich des Bundes fallen. Ergebnis sollte daher ein 
Forderungskatalog an den Bund sein. 
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7.1.6 Kosten 

Es werden jene Kosten dargestellt, die bei der Umsetzung folgenden Maßnahmen zu 
finanzieren wären: 
- Stelle für Integrationsfragen 
- Integrationsberatung und –unterstützung 
- Frühzeitiger Spracherwerb während des laufenden Asylverfahrens 
- Gemeinnützige Beschäftigung  

Die Einrichtung einer Integrationsstelle, die mit umfassenden Schnittstellen- und 
Koordinierungsaufgaben betraut ist, ist mit 1,5 Dienstposten und rund 124.000 € zu 
veranschlagen. 

Um das Ziel einer umfassenden und intensiven Beratung und Unterstützung während der 
ersten Integrationsschritte zu erreichen und damit rasche Integrationsprozesse und 
Verselbständigung zu ermöglichen, ist die Einrichtung einer Integrationsberatungsstelle mit 
zumindest 1,5 Dienstposten pro Standort vorzusehen. Die Wahl des Standortes bzw der 
Standorte ist ausschlaggebend. Jedenfalls sollten neben der Stadt auch 
Beratungsmöglichkeiten in den Bezirken geschaffen werden, da die meisten 
AsylwerberInnen während des Verfahrens in den Bezirken untergebracht sind und bei 
Asylgewährung daher auch rasch und somit am besten vor Ort entsprechende 
Beratungsleistungen vorfinden sollten.  
Inwieweit die Errichtung von mehreren Standorten (Stadt Salzburg und Innergebirg) 
tatsächlich erforderlich ist, müsste anhand einer laufenden Analyse von Zahlen erhoben 
werden. 

Zusammengefasst:

Kosten jährlich zuständig 
  

Stelle für Integrationsfragen 
1,5 VZÄ (Berechnung lt Erlass 3/22) 

89.684 
34.189 

Land 

Integrationsberatung 
1,5 VZÄ Standort Stadt Salzburg 
(Regionalisierung mit 3 Standorten sinnvoll) 

Dolmetschleistungen pro Standort 

75.000 
(225.000) 

1.500 

Land 
Vergabe an 

Träger 
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Kosten jährlich zuständig 
Weitere, aus fachlicher Sicht wichtige 
Maßnahmen für die Zielgruppe der 
AsylwerberInnen: 

  

a) Frühzeitiger Spracherwerb im 
laufenden Asylverfahren 

ca 72 Std pro TeilnehmerIn und Kurs, 
18 Kurse pro Halbjahr; pro Kurs und 
Halbjahr ca 1.850 € 
(inkl Raummieten bei Bedarf) 

12.000 

(darüber 
hinausgehende 

Kosten im 
Rahmen der GV-

Vereinbarung) 

Land 

b) gemeinnützige Beschäftigung  

0,5 DP für Organisation landesweit 

Entlohnung (Remuneration) 

Die Organisation 
könnte unter dem 
Aufgabenbereich 

Stelle für 
Integrationsfragen 

abgewickelt werden 

3,00 – 5,00 pro h 

Der vorgenommenen Prioritätenreihung liegen ausschließlich fachliche Überlegungen 
zugrunde, eine Prüfung der finanziellen Machbarkeit ist nicht erfolgt und war nicht 
Gegenstand des dem Gesamtintegrationskonzept zugrunde liegenden Arbeitsauftrages. Es 
herrscht insbesondere auf Grund der finanziellen Auswirkungen der vorgeschlagenen 
Maßnahmen Einvernehmen darüber, dass diesbezügliche Entscheidungen auf politischer 
Ebene getroffen werden müssen. Aus Sicht der Finanzabteilung wird in diesem 
Zusammenhang noch einmal ausdrücklich auf das Kapitel "Finanzielle Rahmenbedingungen" 
verwiesen. 
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8 Finanzielle Rahmenbedingungen 

Die Stellungnahmen zu den finanziellen Rahmenbedingungen wurden im Jahr 2005 
eingebracht und bereits in das erste Konzept (Stand: 28.09.2005) eingearbeitet. 

8.1 Position der Landes 

Die Finanzabteilung hat in ihrer Stellungnahme ersucht, die zu beachtenden finanziellen 
Rahmenbedingungen des Landes an geeigneter Stelle anzuführen. 

Finanzielle Rahmenbedingungen: 

Der in Punkt 7.1 (abgebildet im Anhang) enthaltene umfangreiche Maßnahmenkatalog 
beinhaltet in zahlreichen Unterpunkten eine alleinige Zuständigkeit des Landes Salzburg 
(teils bereits spezifiziert auf die Abteilungen 2 bzw 3 abstellend) oder eine Zuständigkeit des 
Landes gemeinsam mit anderen Rechtsträgern (zB Bund, AMS) sowie gleichzeitig den 
Verweis auf einen damit verbundenen (zusätzlichen) Aufwand. Seine Umsetzung würde also 
– wie wohl auch die Schaffung einer (neuen) koordinierenden Stelle für 
Integrationsangelegenheiten gemäß Punkt 7.1.1 – den Einsatz zusätzlicher Landesmittel 
bedingen. Daher gilt es zu beachten, dass die Realisierung besagten Konzeptes unter 
Wahrung der rechtlichen und tatsächlichen finanziellen Rahmenbedingungen des Landes 
erfolgen muss: 

1. Rechtslage: 

a) Österreichischer Stabilitätspakt 2005: 
Im Zuge der Finanzausgleichsverhandlungen haben sich Bund, Länder und 
Gemeindebünde ua darauf geeinigt, dass die Länder in den Jahren 2005 und 2006 einen 
Maastrichtüberschuss von mindestens 0,6%, 2007 von mindestens 0,7% sowie 2008 von 
mindestens 0,75% des Bruttoinlandsproduktes (BIP) zu erwirtschaften haben. Der 
Salzburger Anteil an diesem ordentlichen Stabilitätsbeitrag aller Länder beträgt 6,703%. 
Für 2005 beispielsweise bedeutet dies bei einem BIP von geschätzten 225 Mrd € einen 
Mindest-Maastrichtüberschuss des Landes Salzburg von rund 90,5 Mio € (= 6,703% von 
0,6% von 225 Mrd €). In den Jahren 2005 und 2006 gibt es keine Befugnis zur 
vorübergehenden Unterschreitung dieses genannten ordentlichen Stabilitätsbeitrages. 
Für die Jahre 2007 und 2008 besteht zwar die Möglichkeit eines verringerten 
Stabilitätsbeitrages (bis zum Anteil an 0,15% des Mittelwertes des BIP der jeweils 
vergangenen Jahre des Geltungszeitraums der Vereinbarung), allerdings ist eine 
derartige Unterschreitung durch erhöhte Stabilitätsbeiträge wieder auszugleichen, und 
werden der Ermittlung der Haushaltsergebnisse die aktuellen strengen Auslegungsregeln 
des ESVG 95 zu Grunde gelegt. Die Nichterbringung der genannten Mindest-
Maastrichtüberschüsse ist mit der Verhängung von Sanktionsbeiträgen bedroht. 

b) Gesetz über gemeinsame Bestimmungen für die Haushaltsjahre 2005 bis einschließlich 
2009, LGBl Nr 17/2005: 
Laut Artikel I des 1. Abschnitts des Gesetzes LGBl Nr 17/2005 dürfen neue Ausgaben mit 
nennenswerten Kostenfolgen von der Landesregierung nur dann in den Haushaltsplan 
eingestellt werden, wenn deren Finanzierung durch dauernde Einsparungen, 
Umschichtungen oder durch zusätzliche laufende Einnahmen gesichert ist. 
Nennenswerte Kostenfolgen sind dabei jegliches zusätzliche Personalerfordernis für das 
Land oder ein Kostenerfordernis an Sach- und Zweckaufwand für das Land in der Höhe 
von mehr als 1 ‰ der im jeweiligen Landesvoranschlag eingesetzten Einnahmen aus 
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gemeinschaftlichen Bundesabgaben (2005: rund 0,482 Mio €). Außerdem sind die für die 
Jahre 2005 bis 2009 festzustellenden Haushaltspläne so zu gestalten, dass die 
Finanzschulden des Landes im Durchschnitt 440 Mio € nicht übersteigen (= Halten des 
bestehenden Schuldenstandes). 

2. Aktuelle Finanzlage: 

Die budgetäre Lage des Landes ist auf Grund  
a) des niedrigen, weit unter Plan ausgefallenen Vorjahresniveaus der 

Abgabenertragsanteile an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben, 
b) der nunmehr voll wirksam werdenden zweiten (großen) Etappe der Steuerreform mit 

entsprechend zusätzlichen nachhaltigen Einnahmenausfällen, 
c) der nach wie vor nicht anspringenden Konjunktur (die Wachstumsaussichten für 2005 

wurden von den Wirtschaftsforschern erst jüngst abermals zurückgenommen) und 
d) der immer weiter steigenden EU-Beiträge Österreichs, die seitens des Landes über den 

Finanzausgleich mitzufinanzieren sind, 
äußerst prekär und verlangt – unvorgreiflich allenfalls im Laufe des Jahres notwendig 
werdender noch einschneidenderer gegensteuernder Maßnahmen – eiserne Disziplin bei der 
Bewirtschaftung des Landeshaushaltes. Im Vorjahr (2004) war ein ungedeckter 
kassenmäßiger Abgang von 3,4 Mio € zu verzeichnen, der über den Landesvoranschlag 
2006 wieder ausgeglichen werden muss. Für das laufende Jahr 2005 zeichnen sich 
wiederum erhebliche Mindereinnahmen gegenüber dem Präliminare (Schätzung mit Stand 
Juli 2005: 5,7 Mio €) bei gleichzeitigen erheblichen Mehrausgaben zB für 
Katastrophenschäden (Hochwasser) und im Sozialbereich ab. Die präliminierten Förderungs- 
und Sachausgaben des Ermessens mussten bereits mit Bindungen von 6,5% des jeweiligen 
Haushaltsansatzes (abgesehen von einigen wenigen Ausnahmen) belegt werden. Im 
kommenden Jahr klafft aus jetziger Sicht ein absehbares strukturelles Finanzloch von etwa 
45 Mio €8, was sich auf die Richtlinien für den Landesvoranschlag 2006 entsprechend 
auswirkt. Eine Besserung dieser Situation zeichnet sich aus derzeitiger Sicht auch 
mittelfristig nicht ab. 

Ergänzung mit Stand Juni 2006: 
Die finanzielle Lage des Landes ist auch weiterhin als äußerst angespannt zu bezeichnen, 
da den sich äußerst dynamisch entwickelnden Ausgaben in diversen 
Pflichtleistungsbereichen (va Soziales und Krankenanstalten) insbesondere durch die eher 
flaue konjunkturelle Entwicklung und die umfangreiche Steuerreform nur sehr schwach 
ansteigende Einnahmen aus den Ertragsanteilen gemeinschaftlicher Bundesabgaben 
gegenüberstehen. Wegen der Hochwasserschadenereignisse 2005 musste nach mehreren 
Jahren eines stabilisierten Schuldenstandes im Landesvoranschlag 2006 wieder eine – wenn 
auch relativ geringfügige – Neuverschuldung in Kauf genommen werden, obwohl zur 
Abdeckung des bestehenden strukturellen Defizits nicht unbedeutsame 
Substanzveräußerungen vorgesehen sind. Außerdem ist das Land bei sonst drohender 
Strafsanktion verpflichtet, seinen Anteil am geforderten Maastrichtüberschuss aller Länder im 
Sinne des Österreichischen Stabilitätspaktes zu erbringen. Gemäß der mittelfristigen 
Finanzvorschau zeichnet sich für das Jahr 2007 schon jetzt ein strukturelles Defizit von rund 
35 Mio € ab.  

Spielräume in Bezug auf neue finanzielle Belastungen sind somit jedenfalls keine vorhanden, 
und es wäre angesichts der eher düsteren Perspektiven (weiteres überproportionales 
Anwachsen der Ausgaben in Bereichen wie Gesundheit und Soziales) und des im Rahmen 
der Verwaltungsreform mit den übrigen Finanzausgleichspartnern vereinbarten weiteren 
Personalabbaues von 5.670 Dienstposten mit einer Einsparung von 844 Mio € alleine bei 

                                                
8 Mit Juli 2005 wurde noch von einem Finanzloch von etwa 40 Mio € ausgegangen. Mit Stand 
11.08.2005 bezifferte die Finanzabteilung dieses bereits mit 45 Mio €. 



Gesamtintegrationskonzept des Landes Salzburg 

41

den Ländern bis 2010 auch nicht besonders ratsam, sich weiter in den 
Dispositionsmöglichkeiten bzw in der Flexibilität des Mitteleinsatzes einzuschränken. 

Seitens der Abteilung 2 des Amtes der Landesregierung wird angemerkt, dass für alle 
Maßnahmen, die den Bereich "Handlungsfeld Schule" betreffen, die zusätzlichen finanziellen 
Mehraufwendungen beim Bund einzufordern und durch diesen aufzubringen sind. 

8.2 Position des Salzburger Gemeindeverbandes 

Der Salzburger Gemeindeverband hält fest, dass bei allen Maßnahmen, bei welchen die 
Gemeinden als Träger oder Beteiligte involviert sind, nur ein einvernehmliches Vorgehen mit 
der betroffenen Gemeinde zielführend sein kann. 

Eine Verpflichtung der Gemeinde (im rechtlichen Sinn) Maßnahmen zu setzen oder sich an 
Maßnahmen zu beteiligen, kann aus dem Gesamtintegrationskonzept nicht abgeleitet 
werden. 

Mit der neuen Art 15a B-VG Grundversorgungsvereinbarung hat sich über die Sozialhilfe 
eine nicht unerhebliche Kostenmehrbelastung für die Salzburger Gemeinden in weiterer 
Folge ergeben. Daher werden Maßnahmen, welche eine frühzeitige Integration von 
Ausländern fördern und somit die Sozialbudgets entlasten, nicht nur aus humanitären, 
sondern auch aus finanziellen Überlegungen grundsätzlich begrüßt. Zu berücksichtigen aber 
ist, dass den Gemeinden keine neuen Aufgaben auferlegt werden dürfen, die nicht durch 
entsprechende zusätzliche Ressourcen abgegolten werden. 

8.3 Position des Städtebundes – Landesgruppe Salzburg 

Aufgrund der angespannten finanziellen Budgetsituation der Gemeinden hält der Städtebund 
fest, dass es durch die umzusetzenden Integrationsmaßnahmen zu keiner Kostenbelastung 
der Gemeinden kommen darf. 
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9 Zusammenfassung 

Die Kernaussagen des Konzeptes sind: 

Aufgrund langer Asylverfahren und hoher Anerkennungsquoten vor allem bei einzelnen 
Nationalitäten ist Integrationsbedarf sowohl bei den Asylberechtigten als auch den 
AsylwerberInnen während der Zeit des Verfahrens jedenfalls gegeben. 

Bereits jetzt sind für Integrationsmaßnahmen hohe finanzielle Aufwendungen zu verzeichnen 
(Österreichischer Integrationsfonds aus Mitteln des Bundes, Sozialhilfe aus Mitteln des 
Landes und der Gemeinden, Grundversorgungskosten etc). 

Die Hauptproblembereiche, die wahrgenommen werden, betreffen die Schlüsselbereiche der 
Integration: 

- Mangelnde Wohnversorgung 
- Schwieriger Einstieg in den Arbeitsmarkt 
- Unzureichende Sprachkenntnisse 
- Fehlende Beratungsmöglichkeiten 

Aus Sicht des Bundes fällt die Integration in weiten Bereichen grundsätzlich in die 
Zuständigkeit der Länder und Gemeinden und sollen somit auch dort Maßnahmen und 
Kostentragung dafür erfolgen. Der Bund sieht seinen Beitrag darin geleistet, dass er 
Integrationsmaßnahmen im Rahmen des Österreichischen Integrationsfonds und in Form 
von direkten Förderungen für Projekte finanziert. 
Die Länder sehen aufgrund derzeitig rechtlicher Regelungen den Bund sehr wohl in einer 
umfassenderen Pflicht und fordern für den Bereich der Integration zusätzliche finanzielle 
Mittel sowie die Durchführung von Maßnahmen zur besseren beruflichen Integration. 
Eine Kooperation und Koordination zwischen Bund und Ländern ist anzustreben. 
Die finanziellen Rahmenbedingungen werden von den Kostenträgern Land, Städtebund und 
Gemeinden als schwierig gesehen und stehen eigentlich keine finanziellen Mittel für weitere 
Maßnahmen oder den Ausbau von bestehenden zur Verfügung (siehe Kapitel Finanzielle 
Rahmenbedingungen). 

Im Bundesland Salzburg werden Maßnahmen in folgenden Schlüsselbereichen der 
Integration als notwendig erachtet: 

- Ausbildung/Arbeit 
- Schule/Bildung 
- Spracherwerb 
- Wohnen 
- soziokulturelle Integration 
- Beratung/Orientierung 

Prioritärer Handlungsbedarf liegt aus fachlicher Sicht in der Realisierung einer Stelle für 
Integrationsfragen und der Klärung der Zuständigkeit für diese Querschnittsmaterie. 
Ergänzend dazu soll zunächst eine Integrationsberatung mit Beratungsmöglichkeiten auch in 
den Bezirken geschaffen werden. 

Der im Anhang beigefügte Maßnahmenplan ist durch die Stelle für Integrationsfragen 
vertiefend zu erarbeiten, erforderliche Bedarfserhebungen zu veranlassen und 
Kostenkalkulationen zu erstellen. 

Eine bessere Vernetzung und Koordination der Akteure im Hinblick auf eine Verbesserung 
der Integration von AsylwerberInnen und Asylberechtigten ist anzustreben. 
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11 Anhang I 

Alle im Konzept festgelegten Maßnahmen sind dem Anhang angeschlossen. 

11.1 Handlungsfeld Arbeit/Ausbildung 

Ziel bzw Maßnahme Stärkere Vernetzung und besseren Informationsaustausch zwischen 
AMS und Beratungseinrichtungen

Beschreibung der 
Zielerreichung 

Einrichtungen sind gegenseitig zu informieren, welche Leistungsangebote 
mit welchen Beratungszielen und Schwerpunkten im Bundesland Salzburg 
vorhanden sind. 

In der Einzelfallarbeit ist die Kommunikation, dort wo erforderlich, zu 
verstärken und die verschiedenen Leistungen für den Betroffenen bzw das 
Hilfeangebot sinnvoll aufeinander abzustimmen. 

Ergänzende 
Anmerkungen 

Viele Asylberechtigte beziehen Sozialhilfe und hat daher das Land großes 
Interesse, diese Personen so rasch als möglich in den Arbeitsmarkt zu 
integrieren.  
Durch eine stärkere Vernetzung kann das Hilfeangebot besser aufeinander 
und auf den Betroffenen abgestimmt werden, und somit ua auch der 
Arbeitseinstieg beschleunigt werden. 

Zielgruppe Asylberechtigte 

AsylwerberInnen 

Zuständigkeit Sicherstellung der Vernetzung und Zusammenarbeit innerhalb der 
betroffenen Organisationen und einer übergeordneten Stelle für 
Integrationsfragen 

Bedarfszahlen 

Nutzen und Auswirkung - Damit kann erreicht werden, dass verschiedene Hilfe- und 
Beratungsleistungen koordiniert abgewickelt werden, effizienter an der 
Zielerreichung gearbeitet werden kann und Kontinuität in der Betreuung 
besteht.  

- Es wird transparent, welche Leistungen die betroffene Person und in 
welchem Ausmaß erhält.

Kennzahlen 

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 

Die Organisationen und Behörden haben diese Vernetzungsaufgabe und 
den Informationsaustausch so weit wie möglich zu institutionalisieren und 
haben dafür Ressourcen einzuplanen. 
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Ziel bzw Maßnahme Zugangsmöglichkeiten zu Weiterbildungsmaßnahmen (ua 
Lehrausbildung), unter Voraussetzung eines Betreuungskonzeptes 
(bezogen auf die berufliche Integration)

Beschreibung der 
Zielerreichung 

Notwendige Qualifizierungen zugänglich machen, um anerkannte 
Flüchtlinge dauerhaft in den Arbeitsmarkt zu integrieren 

Ergänzende 
Anmerkungen 

Mit den KundInnen des AMS wird gemeinsam ein Betreuungsplan erstellt, 
wenn ein unmittelbarer Einstieg in den Arbeitsmarkt nicht möglich ist, 
werden Qualifizierungs- und Orientierungsmaßnahmen angeboten, bzw 
Einstellförderungen (Eingliederungsbeihilfe, Lehrstellenförderung) 
eingesetzt. Der Leistungsbezug ist dafür nicht Voraussetzung.  

Die Vermittlung von grundlegenden Deutschkenntnissen ist in diesem 
Zusammenhang nicht Aufgabe des AMS 

Zielgruppe Asylberechtigte 

Zuständigkeit AMS 

Bedarfszahlen Daten werde nicht erhoben 
Nicht abschätzbar

Nutzen und Auswirkung - Einstieg in den Arbeitsmarkt und qualifizierte Berufsausbildung 

- Verstärkung der sozialen Integration 

- Ermöglichung einer selbständigen Lebensführung 

- Perspektiven auch außerhalb der Sozialhilfe-Unterstützung schaffen 

- Durch Verbesserung der Qualifikationen haben Asylberechtigte, die in 
SH-Bezug stehen, bessere Vermittlungschancen

Kennzahlen Wirkungsziele: zB gelungene Arbeitsaufnahmen über 6 Monate/1 Jahr   

Selbsterhaltungsfähige Personen  

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 

Kosten pro Kursteilnahme (unterschiedlich, daher nicht bezifferbar) 
Zuschüsse für Lehrlingsausbildung

Finanzierungsvorschlag Mehrkosten sind durch den Bund abzudecken 
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Ziel bzw Maßnahme Möglichkeiten des (Pflichtschul-)Abschlusses nach der Schulpflicht

Beschreibung der 
Zielerreichung 

Ergänzende 
Anmerkungen 

Schulbesuch und ein erfolgreicher Schulabschluss schaffen die 
Voraussetzungen für eine gelingende gesellschaftliche und berufliche 
Integration. 

In der Grundversorgung erhalten Schüler als Unterstützung zum 
Schulbesuch finanzielle Mittel für den Schulbedarf im Ausmaß von maximal 
200,00 € pro Schuljahr sowie die Schülerfreifahrt. Nach der Schulpflicht 
wird für den Weiterbesuch einer Schule die Schülerfreifahrt nur in 
Einzelfällen durch den Bund genehmigt. 

Rechtsgrundlage Schulorganisationsgesetz 

Zielgruppe AsylwerberInnen (auch unbegleitete minderjährige Fremde) 

Asylberechtigte 

Zuständigkeit Landesschulrat 
Land Salzburg 

Bedarfszahlen 

Nutzen und Auswirkung - Asylwerberkinder und Kinder von Asylberechtigten könnten damit eine 
höhere Schulbildung erlangen und hätten mehr Einstiegsmöglichkeiten 
am Arbeitsmarkt. Zudem könnten die Deutschkenntnisse durch die 
Möglichkeit des Schulbesuchs verbessert werden (Förderung von 
Sprachkompetenz). 

- Verbesserung der Ausstattung mit Lehrkräften

Kennzahlen Anzahl der Pflichtschulabschlüsse

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 

Erhöhung des Förderbedarf-Kontingents, bessere Ausstattung mit 
Personalressourcen für Förderstunden 

Schulbedarf im Ausmaß von 200,00 für betroffene Schüler für den Zeitraum 
bis zum Abschluss 
Finanzierung der Schülerfreifahrten 
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Ziel bzw Maßnahme Erhebung der vorhandenen Qualifikationen

Beschreibung der 
Zielerreichung 

Im Rahmen des üblichen Vermittlungsverfahrens für arbeitssuchend 
gemeldete Personen erhebt und dokumentiert das AMS (bzw eine im 
Vorfeld tätige Beratungseinrichtung) die vorhandenen Qualifikationen. 
Erstellung eines Screening-Bogens zur Erhebung der relevanten Daten. 

Ergänzende 
Anmerkungen 

Aus den Praxiserfahrungen muss sich zeigen, ab welchem Zeitpunkt eine 
Erhebung der Qualifikationen zielführend ist. Spätestens jedoch unmittelbar 
ab dem Zeitpunkt der Asylgewährung sollte die Qualifikationserhebung 
erfolgen. Hierfür könnten für diese Zielgruppe die Strukturen des AMS 
genutzt werden (Screening). 
Inwieweit eine Erhebung der Qualifikationen bereits während des laufenden 
Asylverfahrens möglich und sinnvoll ist und auch einen Nutzen für einen 
raschen Einstieg in den Arbeitsmarkt hat oder zur besseren Vorbereitung 
auf Qualifizierungsmaßnahmen dient, muss in der Praxis erprobt und 
evaluiert werden. 

Zielgruppe Asylberechtigte 

AsylwerberInnen 

Zuständigkeit AMS ab Asylgewährung 
Land Salzburg während des laufendes Asylverfahrens 

Bedarfszahlen 

Nutzen und Auswirkung - Weiterbildungs-, Ausbildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen könnten 
sehr rasch und zielgerichtet durchgeführt werden, wenn bereits zum 
Zeitpunkt der Asylgewährung oder unmittelbar danach ein 
Qualifikationsprofil vorhanden ist. 

Kennzahlen 

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 

Dolmetschkosten pro Qualifikationserhebung bei Bedarf 

Personalbedarf für die Entwicklung des Screening-Instrumentes (einmalig) 
und Erhebung der Qualifikationen (laufend) 
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Ziel bzw Maßnahme (Frühzeitige) Nostrifizierung ermöglichen 

Beschreibung der 
Zielerreichung 

Gespräche mit den zuständigen Stellen führen zur Klärung, welche 
Probleme bei der Nostrifizierung auftauchen und wie zeitlich rascher 
nostrifiziert werden könnte. 
Klärung, wer die Kosten für die Nostrifizierung übernimmt, sofern der 
Betroffene diese Mittel nicht zur Verfügung hat. 

Ergänzende 
Anmerkungen 

Es soll erreicht werden, dass die Ausbildungen anerkennungsfähig und 
kompatibel gemacht werden. 
Derzeit bestehen rechtliche Hürden bei der Nostrifizierung. Diese gilt es 
abzubauen. 
Einrichtungen wie VeBBas oder BiBer können diesbezüglich beraten. 

Zielgruppe Asylberechtigte 

(AsylwerberInnen) 

Zuständigkeit Für die Nostrifizierung sind je nach Bereich verschiedene Stellen zuständig. 
zB 

- Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur  
- Bundesministerium für soziale Sicherheit und Generationen 

Bedarfszahlen Kann nicht abgeschätzt werden 

Nutzen und Auswirkung - Sind die ausländischen Berufsabschlüsse anerkannt, sind die 
betroffenen Personen leichter und zielgerichteter in den Arbeitsmarkt 
vermittelbar. 

Kennzahlen Anzahl der Nostrifizierungen gemessen an den Anträgen 

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 

Dolmetschkosten 

Beratungskosten 

Kosten der Nostrifizierung 
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Ziel bzw Maßnahme Zugang zu Praktikas und Volontariaten ermöglichen

Beschreibung der 
Zielerreichung 

Im Rahmen von Maßnahmen des AMS soll die Möglichkeit gegeben sein, 
Praxiskenntnisse auch durch Betriebspraktikas zu erlangen. 

Bezogen auf die Zielgruppe der AsylwerberInnen wäre zu erheben, 
inwieweit die rechtlichen Voraussetzungen für Unternehmen gegeben sind, 
Praktikas und Volontariate für diese Zielgruppe durchzuführen. 

Ergänzende 
Anmerkungen 

Im Pilotprojekt "Deutsch und Integration in den Arbeitsmarkt für anerkannte 
Flüchtlinge" wird versucht, die Voraussetzungen für den Einstieg in den 
Arbeitsmarkt auch durch Praktikumsmöglichkeiten zu verbessern. Hier sind 
die Erfahrungen (Anzahl der Betriebspraktikas, Zusammenarbeit mit 
Unternehmen etc) zu evaluieren. 

Zielgruppe Asylberechtigte 

(AsylwerberInnen) 

Zuständigkeit Bund (Rechtsgrundlage) 

Bedarfszahlen Nicht einschätzbar 

Nutzen und Auswirkung - Zukünftige Arbeitgeber könnten sich ein Bild von der Arbeitsfähigkeit 
und den Qualifikationen vor Ort machen. 

Kennzahlen Anzahl der Unternehmen mit Angeboten 

Anzahl der angebotenen Betriebspraktikas und Volontariaten pro Branche 
Anzahl der in Anspruch genommenen Betriebspraktikas und Volontariate 

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 

Beratungskosten 
Vermittlungstätigkeit 
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Ziel bzw Maßnahme Situation von Hochqualifizierten verbessern

Beschreibung der 
Zielerreichung 

In der Gestaltung des Arbeitsfindungsprozesses und der begleitenden  
(Schulungs-)Maßnahmen soll die höhere Qualifikation ihren Niederschlag 
finden. In einzelnen Fällen wird Mehrbedarf an Betreuung oder Coaching 
erforderlich sein. 

Ergänzende 
Anmerkungen 

Viele Asylberechtigte mit höheren Bildungsabschlüssen arbeiten in 
Niedriglohnbranchen. Hier könnte das Potential von Hochqualifizierten 
besser genutzt werden. 
Unterstützt werden kann diese Verbesserung durch gezielte Vermittlung 
und raschere Nostrifizierungen. 

Zielgruppe Asylberechtigte 

Zuständigkeit 

Bedarfszahlen nicht einschätzbar 

Nutzen und Auswirkung - Da zur Zeit am Arbeitsmarkt wenig niedrig qualifizierte Jobs zu finden 
sind, könnten Höherqualifizierte in andere Bereiche vermittelt werden 
und somit Arbeitsplätze für weniger Qualifizierte auch für diese 
vorbehalten bleiben. 

Kennzahlen Bildungsabschlüsse 

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 

Beratungsleistungen 

Personalressourcen 
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Ziel bzw Maßnahme Einstiegskursmaßnahmen über AMS (verschiedene Module)  
durch qualifiziertes Personal

Beschreibung der 
Zielerreichung 

Ziel muss es sein, Asylberechtigte so rasch als möglich in den Arbeitsmarkt 
zu integrieren. Dazu sind unterstützende und vorbereitende Maßnahmen in 
den Bereichen Spracherwerb und Berufsqualifizierung zu setzen. 

Wesentlicher Bestandteil der Schulungsmaßnahme sollte ein individueller 
Betreuungsplan (analog der Vorgehensweise bei der Betreuung von AMS-
KundInnen) und ein hoher Praxisbezug sein. 

Ergänzende 
Anmerkungen 

Voraussetzung für eine Einstiegskursmaßnahme sind laut AMS 
ausreichende Grundsprachkenntnisse und eine Bedarfserhebung, welche 
Schulungsinhalte für welche Gruppe von Asylberechtigten benötigt werden. 
Eine fundierte Bedarfsplanung gilt als Grundlage für die zielgerichtete 
Durchführung von Maßnahmen durch das AMS. Eine 
Einstiegskursmaßnahme sollte dann gesetzt werden, wenn eine homogene 
Gruppe vorhanden ist. 

Zielgruppe Asylberechtigte 

Zuständigkeit AMS

Bedarfszahlen Ab Juli 2006 wird ein Pilotprojekt an drei Standorten (Stadt Salzburg, 
Pongau, Pinzgau) mit der Zielgruppe Asylberechtigte im laufenden 
Sozialhilfebezug (ca 60 Personen) gestartet. 

Nutzen und Auswirkung - Besseres und rascheres Reagieren auf den Personenkreis, der nach der 
Asylgewährung in den Arbeitsmarkt einsteigen möchte. 

- Beschleunigung des Einstiegs in den Arbeitsmarkt 

- Höherer Schulungsbedarf und damit auch höherer, aber gezielt 
eingesetzter Mitteleinsatz 

Kennzahlen Anzahl der Kursmaßnahmen 

Anzahl der Kursteilnehmer 
Vermittlungsquote 

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 

Kosten für das Pilotprojekt: ca 70.000 € (AMS) 
Kosten für den Lebensunterhalt erhalten die KursteilnehmerInnen durch die 
laufende Sozialhilfe (Land Salzburg) 
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Ziel bzw Maßnahme Zusammenarbeit mit der Wirtschaft verbessern

Beschreibung der 
Zielerreichung 

Hierfür müsste mit Wirtschafts- und Arbeitsmarktexperten gemeinsam ein 
Konzept erarbeitet werden, welche Kooperationsmöglichkeiten bestehen, 
die zu einer höheren Bereitschaft zur Anstellung von Asylberechtigten 
führen würde. 

Ergänzende 
Anmerkungen 

Als mögliches Forum auf Landesebene bietet sich der Territoriale 
Beschäftigungspakt Salzburg an, in dessen Rahmen vergleichbare 
Initiativen für andere Zielgruppen (zB Menschen mit Behinderung) bereits 
erfolgreich geplant und umgesetzt wurden 

Zielgruppe Asylberechtigte 

Zuständigkeit Bund 

AMS 

Wirtschaftskammer  
Land Salzburg 

Bedarfszahlen 

Nutzen und Auswirkung Informationen über  
- positive und negative Erfahrungen der Unternehmen mit 

Asylberechtigten,  
- Erwartungshaltungen der Unternehmen,  
- Bedarfe der Unternehmen 

Kennzahlen 

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 

Personalaufwand für Koordinationsaufgaben und Gespräche mit 
Wirtschaftsunternehmen 

Finanzierungsvorschlag Bei entsprechender Einarbeitung von Maßnahmen in die Programme des 
Territorialen Beschäftigungspaktes könnte eine weitgehende Finanzierung 
über Fördermittel des Europäischen Sozialfond und des BMWA erreicht 
werden  
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11.2 Handlungsfeld Beschäftigung im laufenden Asylverfahren 

Ziel bzw Maßnahme Beschäftigung und Qualifizierung durch öffentliche Träger

Beschreibung der 
Zielerreichung 

Ziel soll es sein, AsylwerberInnen auch in Salzburg laufend die Möglichkeit 
zu bieten, in Zusammenarbeit mit Gemeinden (Land) eine gemeinnützige 
kommunale Beschäftigung zu erlangen und zB begleitend durch 
Lernwerkstätten zusätzliche Qualifikationen zu erhalten.  
Für gemeinnützige Hilfstätigkeiten sollten auch bevorzugt unbegleitete 
minderjährige Fremde herangezogen werden können. 

Ergänzende 
Anmerkungen 

Im Grundversorgungsgesetz des Bundes ist vorgesehen, dass Bund, Land 
und Gemeinden hilfs- und schutzbedürftige Fremde für gemeinnützige 
Hilfstätigkeiten heranziehen kann.  

Im Rahmen der Entwicklungspartnerschaft Fluequal, welche aus Mitteln 
des Bundes und des ESF gefördert wird, werden derzeit diese rechtlichen 
Möglichkeiten genutzt und finden drei Beschäftigungsprojekte mit 
Lernwerkstätten an drei verschiedenen Standorten von 2006 bis 2007 
Realisierung. 
Die Abteilung bzw das Projekt Fluequal steht mit den betroffenen 
Gemeinden in Kontakt und wird daher im Falle eines darüber 
hinausgehenden Informationsbedarfes mit weiteren Gemeinden bzw dem 
Gemeindeverband (neuerlich) Kontakt aufgenommen. 

Rechtsgrundlage Grundversorgungsgesetz-Bund, BGBl 32/2004, § 7 

Zielgruppe AsylwerberInnen 

Zuständigkeit Land Salzburg 

Bund 
Gemeinden 

Bedarfszahlen ab Mitte 2007 (nach Abschluss des Projektes Fluequal) laufend ca 20 
Plätze 

Nutzen und Auswirkung - Berufliche Orientierung durch die Möglichkeit konkreten Arbeitens in 
einer gemeinnützigen kommunalen Beschäftigung 

- Unterstützung durch Lernwerkstätten, die sich an konkreten 
Arbeitserfahrungen orientiert 

- Bessere Tagesstrukturierung für AsylwerberInnen in organisierten 
Quartieren 

- Erwerb von Fachwissen, Arbeitsmethoden 
- Kennenlernen der Arbeitswelt im Gastland 

Kennzahlen Anzahl der Beschäftigungsprojekte 
Anzahl der Teilnehmer 
Arbeitsberichte 
Leistungsstunden 

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 

Anerkennungsbeiträge pro AsylwerberIn, finanziert durch die zuständige 
Gebietskörperschaft im Ausmaß von 3 – 5 € pro Stunde + 
Unfallversicherung. 

Personalkosten des öffentlichen Trägers und/oder einer von ihm 
beauftragten Organisation für die Durchführung des Projektes für das 
gesamte Bundesland. Die Aufgabe sollte organisatorisch und strukturell 
dort eingebunden werden, wo am effizientesten und kostengünstigsten. 
Vorschlag: 0,5 DP, jährlich rund 22.000 € 
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Ziel bzw Maßnahme Vermittlung in Saisonbeschäftigung

Beschreibung der 
Zielerreichung 

Ergänzende 
Anmerkungen 

Die Aufnahme einer unselbständigen Erwerbstätigkeit durch 
AsylwerberInnen richtet sich nach dem Ausländerbeschäftigungsgesetz in 
der geltenden Fassung. Die Erteilung einer Beschäftigungsbewilligung 
erfolgt durch die zuständige Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice. 
Lang andauernde Asylverfahren führen dazu, dass AsylwerberInnen die 
Zeit in Österreich bis zur Entscheidung der Anerkennung oder Ausweisung 
untätig und auch ohne Zugang zu beruflichen Qualifizierungsmöglichkeiten 
abzuwarten haben. 

Das AMS merkt an, dass aufgrund der derzeitigen gesetzlichen 
Bestimmungen eine aktive Vermittlung nicht möglich ist, die Vermittlung 
erfolgt lediglich subsidiär. 

Rechtsgrundlage Ausländerbeschäftigungsgesetz (AuslBG), BGBl 2005/101 
Der eingeschränkte Zugang der Gruppe der AsylwerberInnen zum 
Arbeitsmarkt blieb trotz gesetzlicher Änderung aufrecht. Ausgenommen die 
Gruppe der subsidiär Schutzberechtigten wurde dahingehend besser 
gestellt, dass nach einem Jahr andauernden subsidiären Schutzes (§ 8 
AsylG 2005 bzw § 52 AsylG 2005) der Zugang zum Arbeitsmarkt möglich 
ist. 

Zielgruppe AsylwerberInnen 

Zuständigkeit Bund 

Bedarfszahlen 

Nutzen und Auswirkung - Erste Erfahrungen der AsylwerberInnen mit dem Arbeitsmarkt in 
Österreich 

- Während der Zeit der Beschäftigung reduzieren sich die Ausgaben des 
Landes und des Bundes für die betroffenen AsylwerberInnen 

- Betroffene sind für diesen Zeitraum nicht hilfsbedürftig und benötigen 
keine bis kaum Unterstützung aus der Grundversorgung (oder aus der 
Sozialhilfe) und führt damit zu einer finanziellen Entlastung der 
Haushalte. 

- Bei Asylgewährung kann der Betroffene bereits berufliche Vorerfahrung 
aufweisen und hat damit ev höhere Arbeitsmarkteinstiegschancen. 

Kennzahlen Anzahl der Beschäftigungsbewilligungen für AsylwerberInnen im laufenden 
Verfahren (§ 51 AsylG 2005 - Aufenthaltsberechtigungskarte) und § 8 
AsylG 2005 rechtskräftig positiv (§ 52 AsylG 2005 - Karte für subsidiär 
Schutzberechtigte) 

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 

Beratungs- und Vermittlungskosten
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11.3 Handlungsfeld Schule 

Ziel bzw Maßnahme Ausbau des besonderen Förderunterrichts zur besseren Vorbereitung 
auf den und Unterstützung im Regelunterricht 
zumindest aber Beibehaltung des Status Quo (unter Berücksichtigung der 
Schülerzahlen). 

Beschreibung der 
Zielerreichung 

Weitere Möglichkeiten einer effizienten Vorbereitung auf den regulären 
Unterricht in den Schulklassen sollen überlegt werden (zB warming-up-
Klassen, welche es in der VS Bad Gastein bereits gibt oder Einrichtung der 
Betreuung von Asylwerberkindern). Der Einsatz von zweisprachigen 
Lehrkräften mit Migrationshintergrund sollte ebenfalls überlegt werden. 

Ergänzende 
Anmerkungen 

Derzeit besteht die Möglichkeit der Zuteilung eines "Besonderen 
Förderunterrichts für Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache" (BFÖ) durch 
Lehrpersonal, ggfs durch einen Stützlehrer bzw –lehrerin.  

Die Bundesländer erhalten keine Zuschläge seitens des 
Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur (BMBWK). Die 
für die Flüchtlingsbetreuung benötigten Planstellen sind innerhalb des 
genehmigten Stellenplanes zu bedecken. 
Die Stundenzuteilung obliegt den Bezirken. Die Zuweisung erfolgt 
überwiegend innerhalb des Deutschunterrichts. 

Schwierig bei der Planung der benötigten Planstellen ist sicherlich die 
Tatsache, dass Asylwerberfamilien nicht immer ein ganzes Schuljahr am 
zugewiesenen Ort verbleiben oder neu angekommene Asylwerberkinder 
mitten im Schuljahr in die Schule eintreten. Hier tritt in vielen Fällen ein 
häufiger Wechsel auf, der zumeist von den Asylwerberfamilien selbst 
verursacht wird (Verlassen des Quartiers etc). 

Zielgruppe AsylwerberInnen 

Zuständigkeit Land Salzburg - Abteilung 2 

Bedarfszahlen 

Nutzen und Auswirkung - Durch den besonderen Förderunterricht können die Asylwerberkinder 
sowohl sprachlich als auch sozialpädagogisch auf die Erfordernisse im 
Regelunterricht herangeführt werden und damit eine raschere und 
bessere Integration in die Klassen erreicht werden.

- Erhöhung der personellen und finanziellen Ressourcen bei Ausbau 

- Verbesserung der Rahmenbedingungen für Schulen (Schulklassen) mit 
einem hohen Anteil an Asylwerberkindern 

Kennzahlen Anzahl der Asylwerberkinder pro Schule und Bezirk 

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 

Personalkosten 
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Ziel bzw Maßnahme Aus- und Weiterbildung von LehrerInnen im Bereich interkulturelles 
Lernen verbessern - Schwerpunktweiterbildungen anbieten

Beschreibung der 
Zielerreichung 

Ergänzend könnten zu bestimmten Themen in Bezug auf spezielle 
Anforderungen im Umgang mit AsylwerberInnen Fortbildungen mit 
kulturspezifischen Aspekten und interkulturelle Pädagogik vor allem für jene 
Schulen angeboten werden, in deren Schulsprengel sich organisierte 
Quartiere befinden. Hier sollte ein flexibles System an Angeboten entwickelt 
werden. Eine Einbindung der betroffenen Schulen (zB Schulen in Orten, wo 
organisierte Quartiere zur Unterbringung von AsylwerberInnen geführt 
werden) erscheint zur gemeinsamen Entwicklung der Anforderungen an 
das Lehrpersonal zielführend.

Ergänzende 
Anmerkungen 

Die Aus- und Weiterbildung von BegleitlehrerInnen für den 
Zweitspracherwerb und interkulturelles Lernen erfolgt schon seit dem 
Schuljahr 1992/1993 schwerpunktmäßig am Pädagogischen Institut 
Salzburg (8 Module mit Zertifizierung) oder in regionalen bzw SCHILF-
Kursen, in denen inhaltlich auch die kulturspezifischen Aspekte und 
interkulturelle Pädagogik im Umgang mit Seiteneinsteigern und auch 
Asylwerbern enthalten sind. 

Zielgruppe AsylwerberInnen 

LehrerInnen, die mit der Zielgruppe der AsylwerberInnen arbeiten 

Zuständigkeit Landesschulrat

Bedarfszahlen 

Nutzen und Auswirkung - Hilfestellung für PädagogInnen im Unterricht 
- Besseres Verständnis und Vereinfachung des Umgangs mit 

Asylwerberkindern und deren Eltern

Kennzahlen Anzahl der schulpflichtigen Kinder in den Quartieren pro Bezirk 

Anzahl der betroffenen Schulen 
Anzahl der betroffenen LehrerInnen

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 

Kosten für Fortbildungen 
Referentenkosten
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Ziel bzw Maßnahme Ermöglichung des Zugang zur Vorschulstufe

Beschreibung der 
Zielerreichung 

Ergänzende 
Anmerkungen 

Eine Aufnahme in die Vorschulstufe hat dann zu erfolgen, wenn ein Kind 
schulpflichtig ist, aber die erforderliche Schulreife nicht aufweist. Auch 
Asylwerberkinder könnten somit in die Vorschulstufe aufgenommen 
werden. Die Erhebung der Schulreife bei Asylwerberkindern wird aufgrund 
der zumeist sehr großen sprachlichen Defizite seitens der Schulexperten 
als schwierig eingeschätzt. 
Hier wäre zunächst der Bedarf festzustellen. 

Die zuständige Sprengelschule hat alle schulpflichtigen Kinder, also auch 
die Kinder von AsylbewerberInnen oder Kinder, deren aufenthaltsrechtlicher 
Status nicht geklärt ist, aufzunehmen – bei Vorliegen des "dauerndes 
Aufenthalts" nach § 1 SchPfG, bei bloß vorübergehenden Aufenthalt nach 
§ 17 SchPflG. Schulpflichtige Kinder, die sich nur vorübergehend in 
Österreich aufhalten, sind zum Schulbesuch berechtigt, jedoch nicht 
verpflichtet. 
Somit können alle Fördermaßnahmen ausgeschöpft werden: 
- Zuweisung eines Sprachtickets zum Besuch von Kursen zur frühen 

sprachlichen Förderung im Kindergarten 
- Aufnahme in eine Vorschulklasse oder Schule 
- Inanspruchnahme des besonderen Förderunterrichts 
- Zusätzlich noch Einbindung in die zusätzlichen Sprachförderkurse nach 

§§ 9, 10 und 14 SchOG 

Rechtsgrundlage Schulpflichtgesetz 

Zielgruppe AsylwerberInnen 

Zuständigkeit Landesschulrat 

Bedarfszahlen Über die Bezirksschulräte zu erheben 
Daten über schulpflichtige Asylantenkinder werden im Rahmen der 
Klassen- und Schülerzahlenstatistik des Landesschulrates erfasst. 

Nutzen und Auswirkung - Das betroffene Kind hätte schon sehr früh die Möglichkeit, im Rahmen 
der Vorschulstufe sowohl sprachlich gefördert als auch sozial integriert 
zu werden. 

- Bei Eintritt in den Regelunterricht bringt das betroffene Kind bereits ein 
höheres Maß an Sprachkenntnissen mit. 

- Unterstützung des Lehrpersonals durch Qualifizierung im Bereich der 
interkulturellen Kompetenz bzw interkulturellen Pädagogik 

Kennzahlen Anzahl der Vorschulkinder der Zielgruppe 
Anzahl der infrage kommenden Vorschulkinder der Zielgruppe 

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 

Personalressourcen Förderunterricht 
Personalressourcen aufgrund höhere Schülerzahlen 
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Ziel bzw Maßnahme Verbesserung der Lehrinhalte im Bereich "besonderer 
Förderunterricht für Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache" (BFÖ)

Beschreibung der 
Zielerreichung 

Ergänzende 
Anmerkungen 

Der Lehrplanzusatz "Deutsch für Schüler mit nichtdeutscher Muttersprache" 
deckt laut Landesschulrat sowohl in seinen Bildungs- und Lehraufgaben 
und nach den didaktischen Grundsätzen die geforderten Maßnahmen 
ausreichend ab. 

Rechtsgrundlage 

Zielgruppe AsylwerberInnen 

Zuständigkeit Landesschulrat 

Bedarfszahlen 

Nutzen und Auswirkung - Höherer Schulungsbedarf 

- Einbindung in den Regelunterricht wird vereinfacht. 

- Unterstützung des Lehrpersonals von Fachpersonal mit 
Migrationshintergrund 

- Erleichterung der Eingliederung in den Schulalltag und in das 
gesellschaftliche und soziale Umfeld 

Kennzahlen 

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 

Kein zusätzlicher Aufwand erforderlich. 
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Ziel bzw Maßnahme Verstärktes Nutzen der Schulsozialarbeit bzw der Beratungstätigkeit  

Beschreibung der 
Zielerreichung 

Eine Kooperation von Schule und sozialer Arbeit könnte die 
Einsatzmöglichkeiten von Schulsozialarbeit verbessern. 

Ergänzende 
Anmerkungen 

Im Pflichtschulwesenbereich werden eigene BeratungslehrerInnen aus dem 
Kontingent der Sonderpädagogik finanziert. Zumeist betreut ein/e 
Beratungslehrer/in mehrere Schulen. In höheren Schulen stehen 
VertrauenslehrerInnen zur Verfügung, die im Rahmen ihres Lehrauftrages 
eine Werteinheit für Beratungstätigkeit innerhalb der Schule zur Verfügung 
haben. Der Schwerpunkt der Beratung liegt in Hilfestellung bei Konflikten 
zwischen SchülerInnen und LehrerInnen oder SchülerInnen und 
SchülerInnen etc. 
Derzeit gibt es keine spezielle Schulung von Beratungs- oder 
VertrauenslehrerInnen im Umgang mit Migrationsproblematiken. 
Eine Verstärkung der Ressourcen von Beratungstätigkeiten und spezielle 
Schulung des Beratungspersonals (BeratungslehrerInnen) wäre jedenfalls 
in Schulen mit einem hohen Anteil an AsylwerberInnen/MigrantInnen zur 
Unterstützung des Lehrpersonals hilfreich. 

Rechtsgrundlage 

Zielgruppe AsylwerberInnen 

Asylberechtigte 

Zuständigkeit Landesschulrat 
Land Salzburg – Abteilung 2 

Bedarfszahlen 

Nutzen und Auswirkung - Ausbau der Beratungsstunden 
- Fachliche Weiterbildungen im Bereich interkulturelle Pädagogik und 

Sozialarbeit mit Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund 

Kennzahlen 

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 

Beratungstätigkeit 
Personalaufwand 



Gesamtintegrationskonzept des Landes Salzburg 

63

Ziel bzw Maßnahme Stärkere Zusammenarbeit der Schule mit Eltern

Beschreibung der 
Zielerreichung 

Gut funktionierende Modelle sollten in geeigneter Form anderen Schulen 
vorgestellt werden (Informationsblätter, Schulaustausch, über 
Bezirksschulinspektoren etc) und neue Modelle entwickelt und gefördert 
werden. 

Beteiligung der Eltern bei der Initiierung und Umsetzung. 

Ergänzende 
Anmerkungen 

Im Schulunterrichtsgesetz ist verankert, dass die Schulpartnerschaft, 
welche an der Schule direkt stattfindet und von dieser selbst zu gestalten 
ist, zu fördern ist, es stehen jedoch keine eigens dafür vorgesehenen 
Stundenkontingente zur Verfügung. Eigene Stundenkontingente dafür sind 
im Pflichtschulbereich auch nicht erforderlich, da diese bereits in der 
Jahresnorm (Topf C) enthalten sind. 

Dem Schulforum in Pflichtschulen und dem Schulausschuss in höheren 
Schulen kommen im Zusammenhang der Schulpartnerschaft bestimmte 
Aufgaben zu (Entscheidungs- und Beratungsbefugnisse). 

Schulinspektoren können die jeweiligen Schulstandorte beraten bzw 
Anregungen geben, wie die Zusammenarbeit zwischen den Eltern und der 
Schule gestaltet werden kann. Auch der Landeselternverband, 
Elternvereine vor Ort bzw das SBW könnte geeignete Projekte entwickeln, 
Schulungen der KlassenelternvertreterInnen vornehmen oder 
entsprechende Elterninformationsangebote anbieten. 

Rechtsgrundlage Schulunterrichtsgesetz 

§§ 63a, 64 Schulunterrichtsgesetz 

Zielgruppe AsylwerberInnen 

Eltern einer Klasse bzw Schule 

Asylberechtigte 

Zuständigkeit Landesschulrat

Bedarfszahlen 

Nutzen und Auswirkung - Ziel soll es sein, durch zusätzliche Einbindung der Eltern auch deren 
soziale Integration zu fördern 

- Begegnungsmöglichkeiten für den Austausch zwischen den 
Asylwerberfamilien und Mehrheitsbevölkerung schaffen 

- Eltern lernen das österreichische Schulsystem und dessen 
Anforderungen besser kennen 

- Den Eltern bewusst machen, dass sie als Unterstützungssystem für die 
Kinder zur Verfügung stehen müssen 

Kennzahlen Anzahl der Aktivitäten 

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 

Personalaufwand
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Ziel bzw Maßnahme Soziokulturelles Lernen in den Schulen einführen  
(zB Projektarbeit in den Klassen) 

Beschreibung der 
Zielerreichung 

Es wäre überlegenswert, ob in Schulen, die von Asylwerberkinder aus 
organisierten Quartieren besucht werden, derartige Projekte speziell 
gefördert werden könnten, zB durch zusätzliche Projektstunden oder 
gezielte Schwerpunktsetzung. Hierfür bedarf es weiterer Klärungen 
betreffend rechtlicher und finanzieller Möglichkeiten. 

Ergänzende 
Anmerkungen 

Positiv zu vermerken ist, dass bereits jetzt immer wieder Projekte zu 
diesem Themenbereich (abhängig von Schwerpunktsetzungen und 
Engagement einzelner Schulen) stattfinden. Der Landesschulrat vermittelt 
und empfiehlt Projekte bzw interessierte Organisationen an die Schulen 
weiter. Besondere Projekte werden veröffentlicht oder weiter empfohlen. 

Rechtsgrundlage 

Zielgruppe AsylwerberInnen 

Asylberechtigte 

Zuständigkeit Landesschulrat 

Bedarfszahlen 

Nutzen und Auswirkung - Kennenlernen verschiedener Kulturen 

- Gegenseitiges Verständnis verbessern 
- Höherer zeitlicher Aufwand für Lehrpersonal unter Berücksichtigung 

des Lehrplans 

Kennzahlen Anzahl der durchgeführten Projekte pro Schule und Schuljahr 

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 

Personalaufwand 
Projektmaterialien 
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11.4 Handlungsfeld Soziokulturelle Integration 

Ziel bzw Maßnahme Zielgruppen- und herkunftsspezifische Informationen aufbereiten und 
an Bevölkerung weitergeben

Beschreibung der 
Zielerreichung 

Vor allem in Gemeinden, in denen organisierte Quartiere betrieben werden, 
sollte mittels gezielter Information, sei es durch Informationsabende, 
interkulturelle Veranstaltungen, Broschüren, eine bessere und sachliche 
Aufklärung der Bevölkerung über die Situation von AsylwerberInnen 
erfolgen und Zusammenhänge besser dargestellt werden. 
Zumindest einmal jährlich soll die zuständige Stelle der Grundversorgung 
des Landes die wichtigsten Akteure der Gemeinde, in denen ein 
organisiertes Quartier betrieben wird, aufsuchen (Bürgermeister, Polizei, 
Schule, in diesem Bereich tätige Organisationen etc) und einen Erfahrungs- 
und Informationsaustausch ermöglichen und etwaige Verbesserungen in 
der Zusammenarbeit ermöglichen. 

Ergänzende 
Anmerkungen 

Rechtsgrundlage 

Zielgruppe Einheimische Bevölkerung 

Zuständigkeit Land Salzburg in Absprache mit den Gemeinden 

Bedarfszahlen In 15 Gemeinden führen Gewerbetreibende bzw NGOs organisierte 
Quartiere. 

Nutzen und Auswirkung - Abbau von Vorurteilen 

- Versachlichung der Asylthematik 

- Erhöhung der Akzeptanz von AsylwerberInnen 

- Unterstützung in konkreten Problembereichen und Austausch 

Kennzahlen Anzahl an Informationsveranstaltungen im Bundesland Salzburg 
Anzahl der Gemeindebesuche 

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 

Informationsmaterialien erstellen (Herstellungs- und Druckkosten) 
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Ziel bzw Maßnahme Begegnungsmöglichkeiten bieten

Beschreibung der 
Zielerreichung 

Durch Zusammenarbeit zwischen Gemeinden, Institutionen der 
Erwachsenenbildung, kirchlichen und privaten Initiativen, Ehrenamtlichen 
etc vor Ort könnten Begegnungsmöglichkeiten (interkulturelle Feste, 
Berichte über das Herkunftsland durch AsylwerberInnen durch 
Unterstützung von Dolmetschern, Einbindung in sportliche und 
Freizeitaktivitäten, Kulturveranstaltungen, etc) konzipiert und mögliche 
gegenseitige Lernfelder (Küche, Sprache, Rituale und Feste etc) erarbeitet 
werden. 

Ergänzende 
Anmerkungen 

Rechtsgrundlage 

Zielgruppe Asylberechtigte 

AsylwerberInnen 

Einheimische Bevölkerung 

Zuständigkeit Land Salzburg (in Zusammenarbeit mit örtlichen Initiativen und 
Institutionen) 
Gemeinden 

Bedarfszahlen 

Nutzen und Auswirkung - Erhöhung der Akzeptanz von AsylwerberInnen und Asylberechtigten 
vor allem im unmittelbaren sozialen Umfeld 

- Die Bereitschaft zur Mitarbeit und die Offenheit für Begegnungen muss 
von allen Seiten bestehen 

Kennzahlen Anzahl an Begegnungen und Aktivitäten 

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 
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Ziel bzw Maßnahme Handbuch für AsylwerberInnen

Beschreibung der 
Zielerreichung 

Ziel soll es sein, die AsylwerberInnen in klarer und einfacher Sprache über 
die sie hauptsächlich betreffenden politischen, rechtlichen, sozialen und 
kulturellen Rahmenbedingungen in Österreich und speziell im Bundesland 
Salzburg und die sich daraus ergebenden Rechte und Pflichten zu 
informieren und somit einen Wegweiser für die Zeit des Asylverfahrens und 
ihre ersten Integrationsschritte zur Verfügung zu stellen. 

Ergänzende 
Anmerkungen 

Bei der Erarbeitung soll jedenfalls auf bereits vorhandene Materialien (zB 
im Rahmen der Informationspflicht des Bundes) zurückgegriffen werden, 
um Kosten so gering als möglich zu halten. 

Rechtsgrundlage 

Zielgruppe AsylwerberInnen 

Asylberechtigte während der ersten vier Monate ab Anerkennung 

Zuständigkeit 

Bedarfszahlen Von den ca 1.460 hilfs- und schutzbedürftigen Fremden, die in Salzburg 
durch die Grundversorgung Leistungen erhalten, sind ca 1.360 
AsylwerberInnen (die anderen Personen fallen unter den Begriff sonstige 
Fremde), welche als Zielgruppe für ein Handbuch in Frage kommen. 

Nutzen und Auswirkung AsylwerberInnen wissen, woran sie sind und welche Pflichten und Rechte 
während des Asylverfahrens bestehen und welche Rahmenbedingungen in 
Österreich vorzufinden sind. 

Kennzahlen Anzahl der AsylwerberInnen im Bundesland Salzburg in der 
Grundversorgung 
Anzahl der Neuzugänge im Bundesland Salzburg 

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 

Herstellungs- und Druckkosten in Höhe von einmalig ca 20.000 € 

Laufende Herstellungs- und Druckkosten für weitere Exemplare 
Übersetzungskosten (Auflage in den Hauptherkunftssprachen) 
Personalaufwand für Erarbeitung des Handbuches 
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Ziel bzw Maßnahme Erstellen eines soziokulturellen Integrationsleitbildes in den 
Gemeinden*

Beschreibung der 
Zielerreichung 

Ergänzende 
Anmerkungen 

Ein gemeinsam erarbeitetes Integrationsleitbild kann klären, wie eine 
Gemeinde sich in Bezug auf die Integration von Zuwanderern positioniert 
und welche Maßnahmen zur Erreichung dieses Ziels sinnvoll bzw 
notwendig erscheinen. 

Vor allem in Gemeinden mit einem höheren Anteil an MigrantInnen ist die 
Integrationsarbeit für ein gut funktionierendes Zusammenleben der 
Mehrheitsbevölkerung und der MigrantInnen ein wichtiger Bestandteil der 
Gemeindepolitik. 

* Diese Maßnahme ist als Empfehlung zu verstehen. 

Rechtsgrundlage 

Zielgruppe Alle in einer Gemeinde 

Zuständigkeit Gemeinde 

Bedarfszahlen 

Nutzen und Auswirkung - Politik schafft Klarheit über den Stellenwert von Integrationsfragen und 
Fragen des Zusammenlebens zwischen Mehrheitsbevölkerung und 
ausländischen Mitbewohnern. 

- Veränderung im gesellschaftlichen, politischen und verwaltungsinternen 
Bewusstsein zum Thema Integration von MigrantInnen.

Kennzahlen Anzahl der Gemeinden mit Integrationsleitbild oder konkreter 
Integrationsarbeit (Festlegung von Integrationszielen etc) 

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 

Kosten des Planungs- und Diskussionsprozesses 

Personalaufwand im Planungs- und Erstellungsprozess
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Ziel bzw Maßnahme Gemeinwesenorientierte Unterstützung in Gemeinden ua durch 
Erstellung eines Handbuches in der geplanten 
Entwicklungspartnerschaft (EP) FluEqual

Beschreibung der 
Zielerreichung 

Im Rahmen des Projektes Fluequal wird ein Handbuch erstellt, welches 
Leitlinien für das interkulturelle Zusammenleben und Empfehlungen für die 
entsprechende Gestaltung in Gemeinden zusammenfassen und good 
practice aus der EP beschreiben soll. 

Des Weiteren sollen die relevanten Akteure in einem Prozess zur aktiven 
Gestaltung des interkulturellen Miteinanders in konkreten 
Begegnungsfeldern zusammengeführt werden und auch neue 
interkulturelle Begegnungsfelder gefördert und entwickelt werden. 

Ergänzende 
Anmerkungen 

Rechtsgrundlage 

Zielgruppe AsylwerberInnen 

Zuständigkeit Operative Partner der Entwicklungspartnerschaft in Zusammenarbeit mit 
den strategischen Partnern dieser EP 

Bedarfszahlen 

Nutzen und Auswirkung - Erhöhung der Akzeptanz von AsylwerberInnen in den Gemeinden 
- Lokale Unterstützungsstrukturen werden aufgebaut und ein positives 

Zusammenleben gefördert 

Kennzahlen Anzahl der Gemeinden, in denen diese Unterstützung und dieser Prozess 
stattfindet 

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 

Dieses Projekt wird aus Mitteln des Bundes und des ESF finanziert und es 
erwachsen den Gemeinden dafür keine zusätzlichen Kosten. Sollte es nach 
Ablauf des Projektes Fortsetzungsbedarf geben, sind die Kosten zu 
erheben. 

Finanzierungsvorschlag Wird im Rahmen des Equal-Projektes "Fluequal" durch ESF- und 
Bundesmittel finanziert. 
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Ziel bzw Maßnahme AsylwerberInnen/Asylberechtigte übermitteln ihre Erfahrungen an 
a) andere AsylwerberInnen 
b) einheimische Bevölkerung 
mit dem Ziel, AsylwerberInnen bzw Asylberechtigte als MultiplikatorInnen 
einzusetzen 

Beschreibung der 
Zielerreichung 

Ergänzende 
Anmerkungen 

Sprachliche Voraussetzungen müssten vorhanden sein. Es könnten 
Modellprojekte geschaffen werden, erfolgreiche Modelle könnten an andere 
Gemeinden weiterempfohlen werden. 

Rechtsgrundlage 

Zielgruppe AsylwerberInnen 

Asylberechtigte 

Einheimische Bevölkerung 

Zuständigkeit Land in Zusammenarbeit mit Trägern und Gemeinden 

Bedarfszahlen 

Nutzen und Auswirkung - Bessere Integrationsmöglichkeiten 
- Verbesserung des gegenseitigen Verständnisses 

Kennzahlen Anzahl der Gemeinden mit tätigen MuliplikatorInnen 
Zahl von Veranstaltungen und TeilnehmerInnen 
Zahl an geschulten MultiplikatorInnen 

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 

Ev Anerkennungsbeiträge für die tätigen MultiplikatorInnen 
Bei Bedarf Schulung von MultiplikatorInnen 
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Ziel bzw Maßnahme Zugang zu Kindergarten ermöglichen

Beschreibung der 
Zielerreichung 

Ergänzende 
Anmerkungen 

Es ist grundsätzlich eine Entscheidung zu treffen, ob ein genereller Zugang 
zum Kindergarten im Sinne einer Verbesserung der Integration und 
unabhängig vom Ausgang des Asylverfahrens anzustreben ist und wie 
diese Möglichkeit finanziert werden kann (Träger der Kosten). Hier müssen 
neben Überlegungen der Finanzierung auch Faktoren wie vorhandenen 
Versorgungsstrukturen, Personalressourcen und der Aspekt der 
Gleichbehandlung gegenüber der inländischen Bevölkerung 
(AlleinerzieherInnen, sozial schwache Familien etc) beachtet werden. 

Aus Gründen der Verbesserung der Integration durch früh einsetzenden 
Spracherwerb, regelmäßigen Kontakt zur Mehrheitsbevölkerung ist der 
Zugang zum Kindergarten zu befürworten. Derzeit können in einigen 
Gemeinden des Landes Asylwerberkinder den Kindergarten besuchen, von 
einem Kostenbeitrag wird in diesen Fällen von den Gemeinden zumeist 
abgesehen. 

Im Rahmen der Art 15a B-VG Grundversorgungsvereinbarung ist die 
Übernahme der Kosten für den Besuch von Kindergärten nicht vorgesehen. 
Eigene Mittel stehen den AsylwerberInnen im Rahmen der 
Grundversorgungsvereinbarung in folgendem Ausmaß zur Verfügung:  
- bei Unterbringung in einem organisierten Quartier pro Person monatlich 

40,00 € Taschengeld;  
- bei Privatunterbringung pro Person für den Lebensunterhalt monatlich 

180,00 € (Erwachsene] bzw 80,00 € (Minderjährige) und für die Miete 
110,00 € bzw 220,00 € (Einzelperson bzw pro Familie) 

Rechtsgrundlage 

Zielgruppe AsylwerberInnen 

Zuständigkeit Gemeinden 

Bedarfszahlen Nicht einschätzbar, da die Anzahl der Kinder im kindergartenfähigen Alter 
von den vom Bund zugewiesenen AsylwerberInnen abhängt. Pro Quartier 
gibt es je nach Größe in der Regel zwischen 1 bis 6 Kinder im 
Kindergartenalter. 

Nutzen und Auswirkung - Förderung der sprachlichen und kulturellen Vielfalt 
- Sprachförderung  
- Vorbereitung auf die Schule und damit leichterer Einstieg in den 

Regelunterricht und ev Auswirkung auf den Bedarf an besonderem 
Förderunterricht 

- Tagesstrukturierung für Asylwerberkinder außerhalb des organisierten 
Quartiers 

- Berücksichtigung der multikulturellen Zusammensetzung in der Gruppe 
in der Aus- und Weiterbildung (interkulturelle Erziehung) 

- Beschäftigung von Fachpersonal mit Migrationshintergrund 

Kennzahlen Anzahl der Gemeinden, die den Zugang ermöglichen 
Anzahl der Asylwerberkinder in Kindergärten 
Anzahl der KindergartenpädagogInnen mit fachspezifischem Hintergrund 

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 

Das Land und die Gemeinden wandten gemeinsam für die Betreuung eines 
Kindes in einer geförderten, öffentlichen Kinderbetreuungseinrichtung 
(Kindergarten, Tageseinrichtung, Hort, aeGruppe) Mittel von 
durchschnittlich 300,00 € pro Kind und Monat und zumeist mehr als 75% 
der Betreuungs-Vollkosten auf. Somit würden die Gesamtkosten in einer 
öffentlichen Kinderbetreuungseinrichtung ca 400,00 pro Kind und Monat 
betragen. 
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11.5 Handlungsfeld Spracherwerb 

Ziel bzw Maßnahme Frühzeitig und nach Standards sind Sprachkurse abzuhalten

Beschreibung der 
Zielerreichung 

Durchführung von Sprachkursen durch Fachpersonal in organisierten 
Quartieren der Grundversorgung im Ausmaß von mindestens 6 
Wochenstunden zur Vermittlung von Grundkenntnissen 

Ergänzende 
Anmerkungen 

Unabhängig vom Ausgang des Asylverfahrens sollte möglichst zu einem 
frühen Zeitpunkt im Verfahren der Spracherwerb ermöglicht werden.  
Der Erwerb von Sprachkenntnissen ist eine wesentliche Voraussetzung, um 
Vermittlungshindernisse bei einem möglichen Eintritt in den Arbeitsmarkt zu 
verringern. 
Der Besuch der Sprachkurse sollte verpflichtend sein. Die Erfahrungen 
zeigen, dass der Besuch der Sprachkurse nicht immer gut angenommen 
wird. 

Im Rahmen der Art 15a B-VG Grundversorgungsvereinbarung sind für 
Sprachkurse keine Kostensätze vorgesehen und können diese nur im 
Rahmen der Freizeitaktivitäten gewährt werden. Hierfür sind die finanziellen 
Mittel jedoch auf 10,00 pro AsylwerberIn in organisierten Quartieren 
beschränkt und können damit keine intensiven Sprachkurse angeboten 
werden. 

Rechtsgrundlage 

Zielgruppe AsylwerberInnen 

Zuständigkeit Land Salzburg 

Bedarfszahlen ca 500 Asylwerber in organisierten Quartieren 

Nutzen und Auswirkung - Bessere Verständigung zwischen Mehrheitsbevölkerung und 
AsylwerberInnen 

- Förderung des Selbsthilfepotentials von AsylwerberInnen 

- Verbesserung der Voraussetzungen für eine Arbeitsaufnahme und 
Fortsetzung von abgebrochenen Bildungsverläufen etc

- Verbesserung der Tagesstrukturierung für die Dauer des 
Asylverfahrens 

Kennzahlen Anzahl der Sprachkurse im Bundesland 
Auslastung 
Kosten 

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 

Kurskosten (Lehrpersonal, Materialien etc) im Ausmaß von ca 1.850 € pro 
Kurs (18 Kurse pro Halbjahr à 3 Monate à 6 Std/Woche; inkl Raummieten 
bei Bedarf) 

Finanzierungsvorschlag Teilbeträge können aus der Grundversorgung im Rahmen der 
Freizeitaktivitäten finanziert werden (ca 55.000 €) und trägt hier 60% der 
Kosten der Bund. 
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Ziel bzw Maßnahme Bedarfsplanung zum Spracherwerb unter Einbeziehung der 
Erwachsenenbildung

Beschreibung der 
Zielerreichung 

Ziel soll es sein, zum ehest möglichen Zeitpunkt ab Asylgewährung eine 
Verbesserung der Sprachkompetenzen der Asylberechtigten zu erreichen. 
In Zusammenarbeit mit relevanten Experten soll eine Bedarfsplanung 
erstellt werden. 

Ergänzende 
Anmerkungen 

Eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe zu Integrationsfragen wurde installiert und 
findet Ende Juni 2006 die dritte Sitzung statt. Hier wurde bereits die 
Thematik Deutschkurse für Asylberechtigte angesprochen und sollen hier 
Lösungsansätze für den Zugang für Asylberechtigte gemeinsam mit dem 
Bund erarbeitet werden. Dieser Bereich ist auch im Forderungskatalog an 
den Bund zu beschreiben. 

Rechtsgrundlage 

Zielgruppe Asylberechtigte 

Zuständigkeit Bund 
Österreichischer Integrationsfonds (ÖIF) 

Bedarfszahlen 

Nutzen und Auswirkung 

Kennzahlen 

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 

Finanzierungsvorschlag Sprachkurse aus Mitteln des Österreichischen Integrationsfonds 
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Ziel bzw Maßnahme Berufsorientierter fachspezifischer Spracherwerb 
(siehe Maßnahme "Einstiegskursmaßnahmen über AMS")

Beschreibung der 
Zielerreichung 

Zur Vorbereitung auf den beruflichen Einstieg oder als Begleitmaßnahme 
sollten Sprachkurse angeboten, die aufbauend auf den Grundkenntnissen 
fachspezifische und berufsorientierte Sprachkenntnisse vermittelt und auf 
Berufsfindung und Arbeitssuche ausgerichtet sein.  
Der Besuch sollte verpflichtend sein. 

Ergänzende 
Anmerkungen 

Diese Form des Spracherwerbs ist in der Maßnahme 
"Einstiegskursmaßnahmen über AMS" inkludiert und stellt daher keine 
einzelne Maßnahme dar. 

Rechtsgrundlage 

Zielgruppe Asylberechtigte 

Zuständigkeit AMS 

Bedarfszahlen Abhängig von Angebot an AMS-Einstiegskursmaßnahmen und den 
jeweiligen TeilnehmerInnenzahlen. 

Nutzen und Auswirkung - Bessere berufliche Integration  
- Abbau der Sprachbarrieren 

Kennzahlen Anzahl der Sprachkurse 
Anzahl der TeilnehmerInnen 

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 

Kurskosten (Lehrpersonal, Materialien etc) 

TeilnehmerInnenkosten 



Gesamtintegrationskonzept des Landes Salzburg 

75

11.6 Handlungsfeld Wohnen 

Ziel bzw Maßnahme Betreutes Wohnen

Beschreibung der 
Zielerreichung 

Ergänzende 
Anmerkungen 

Eine Konkretisierung über Ziele, Leistungs- und Betreuungsumfang, Dauer 
der Maßnahme samt erwarteter Nutzen und Kosten sind hier jedenfalls 
erforderlich und darauf aufbauend eine Bedarfsplanung zu erstellen.  
Hier sind in der Konkretisierung auch Formen einer ambulanten Betreuung 
in angemietetem Wohnraum im Sinne von (zu adaptierenden) 
Wohnintegrationskonzepten aus dem Bereich der Wohnungslosenhilfe in 
Erwägung zu ziehen. 

Rechtsgrundlage 

Zielgruppe Asylberechtigte 

Zuständigkeit Bund 

Land Salzburg 

Bedarfszahlen 

Nutzen und Auswirkung - Asylberechtigte können mit Betreuungsunterstützung zur selbständigen 
Lebensführung angeleitet werden. 

Kennzahlen Anzahl der Plätze mit betreutem Wohnen 

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 

Personalaufwand für Betreuung 

Bau- und Adaptierungskosten 

Betreuungskosten 
Objektkosten 
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Ziel bzw Maßnahme Instandsetzung leer stehender Substandardwohnräume zur 
Wohnnutzung durch Asylberechtigte 

Beschreibung der 
Zielerreichung 

Es ist zu erheben, welche Möglichkeiten bestehen, leer stehenden 
Wohnraum für die unten stehenden Zielgruppe nutzbar zu machen 
(Objekte, Realisierungsmöglichkeiten, Aufwand, rechtliche 
Voraussetzungen und Hürden etc) 

Ergänzende 
Anmerkungen 

Objekte des öffentlichen Bereichs oder diesem nahe stehenden oder 
ausgegliederten Bereiche könnten hierfür herangezogen werden. 

Rechtsgrundlage 

Zielgruppe Asylberechtigte 

Zuständigkeit 

Bedarfszahlen 

Nutzen und Auswirkung - Schaffung von zusätzlichem Wohnraum für Asylberechtigte 

Kennzahlen Bund 

Land Salzburg 
Gemeinden 

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 

Sanierungs- und Adaptierungskosten 
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Ziel bzw Maßnahme Gemeinnützige Wohnbauförderung - Einweisungsrechte

Beschreibung der 
Zielerreichung 

Ergänzende 
Anmerkungen 

In der Wohnbauförderung gibt es rechtlichen keinen Unterschied zwischen 
Asylberechtigten und anderen Personengruppen. Es gibt 
Anspruchsvoraussetzungen, die es zu erfüllen gilt. Eine Unterscheidung 
zwischen Nationalitäten ist nicht gegeben. 
Bei den Einweisungsrechten, die zum Teil bei den Gemeinden, zum Teil bei 
den gemeinnützigen Wohnbauträgern liegen, ist zu hinterfragen, nach 
welcher Praxis derzeit vorgegangen wird und ob es hier rechtskonforme 
Möglichkeiten gibt, verstärkt Asylberechtigte bei der Einweisung zu 
berücksichtigen (unter Berücksichtigung von Kriterien wie Wartezeiten, 
soziale Situation etc), ohne eine Ungleichbehandlung von 
AntragstellerInnen herbeizuführen. 

Rechtsgrundlage 

Zielgruppe Asylberechtigte 

Zuständigkeit Bund 
Land Salzburg 

Bedarfszahlen 

Nutzen und Auswirkung - Bessere Wohnversorgung von Asylberechtigten und deren Familien 
- Bessere Wohnversorgung auch von kinderreichen Familien 

Kennzahlen Anzahl der Asylberechtigten mit Wohnbauförderung 

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 
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11.7 Handlungsfeld Beratung und Orientierung 

Ziel bzw Maßnahme Allgemeine Integrationsberatung  
über einen längeren Zeitraum und Vermittlung von Leistungen 

Beschreibung der 
Zielerreichung 

Es soll eine Integrationsberatung errichtet werden. Damit kann erreicht 
werden, dass asylberechtigte Personen umfassend beraten und eine 
individuelle Hilfeplanung zur raschen und gezielten Integration erstellt wird.  
Weiters soll damit auch eine Anlaufstelle für alle Fragestellungen in 
Zusammenhang mit den ersten Integrationsschritten zur Verfügung stehen 
(Begleitung im Integrationsprozess). 
Zu erheben ist, in welchem Ausmaß Beratungsaußenstellen auch in den 
Bezirken erforderlich sind (Bedarfserhebung). Derzeit ist davon 
auszugehen, dass Beratungsangebote auch Innergebirg zur Verfügung 
stehen sollten, da dort sehr viele organisierte Quartiere im Rahmen der 
Grundversorgung betrieben werden und von dort auch die Asylberechtigten 
kommen. 

Ergänzende 
Anmerkungen 

Nach der Asylgewährung wird durch die Bereitstellung einer 
Integrationsberatung ein umfassendes Beratungsangebot gewährleistet und 
Informationen über die Integrationsmöglichkeiten gegeben. Gemeinsam mit 
den Asylberechtigten können Integrationsschritte geplant werden  
Die Integrationsberatung sollte als Koordinationsstelle in der Einzelfallarbeit 
agieren, Leistungen vermitteln und den Asylberechtigten im 
Integrationsprozess begleiten. 
Wichtig dabei ist die Kooperationsbereitschaft aller Behörden und anderer 
Einrichtungen. 

Rechtsgrundlage 

Zielgruppe Asylberechtigte 

Zuständigkeit Bund 
Land 

Bedarfszahlen Monatlich werden im Bundesland Salzburg durchschnittlich ca 10 Personen 
anerkannt. 
Derzeit befinden sich ca 600 Asylberechtigte in der Sozialhilfe 

Nutzen und Auswirkung - Rascheres Vorantreiben der Integration 
- Durchführung einer koordinierten Integrationsplanung (fallführende 

Integrationsbetreuung) 

Kennzahlen Anzahl der Beratungen 
Anzahl der Beratenden 
Erfolgsquote 

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 

Personalkosten für Beratungstätigkeit, pro Standort 1,5 DP (pro DP ca 
50.000 € jährlich inkl Verwaltungskosten) 

Dolmetschbudget 5.000 – 7.000 € jährlich 
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Ziel bzw Maßnahme Clearing für unbegleitete minderjährige Fremde (umF)

Beschreibung der 
Zielerreichung 

Abklärung des individuellen Betreuungsbedarfes und der 
Zukunftsperspektiven; Unterstützung im Asylverfahren 

Ergänzende 
Anmerkungen 

Unbegleitete minderjährige Fremde, die auf Grund des Alters und fehlender 
elterlicher Begleitpersonen als besonders schutzbedürftig gelten, werden 
für die Dauer von maximal zwei Monaten in einer entsprechend 
intensiveren Betreuungsform untergebracht 

In der Art 15a B-VG Grundversorgungsvereinbarung ist die Bereitstellung 
dieser Betreuungsform vorgesehen. Eine Erhöhung der derzeit geführten 5 
Plätze erfolgt nur in Abstimmung mit den Vertragspartnern der 
Grundversorgungsvereinbarung und bei Vorliegen einer entsprechenden 
Bedarfsplanung durch den Bund als zuweisende Stelle und damit 
Sicherstellung der Auslastung. Die Leistungserbringung erfolgt durch einen 
freien Träger der Jugendwohlfahrt (SOS Kinderdorf).

Rechtsgrundlage Art 15a B-VG Grundversorgungsvereinbarung (insb Art 7)  

Zielgruppe AsylwerberInnen 

Zuständigkeit Land Salzburg 

Bedarfszahlen Entsprechend dem Bundesländeranteil Salzburgs an Gesamtzahl der im 
Asylverfahren neu zugelassenen umF (Erfahrungswert: fünf Plätze) 

Nutzen und Auswirkung - Raschere Abklärung über Zukunftsperspektiven 
- Vorbereitung der bzw Unterstützung bei der Integration 

Kennzahlen Anzahl der Plätze: derzeit 5 Plätze 
Monatliche Auslastung 

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 

Der in der Grundversorgungsvereinbarung vorgesehene Kostenhöchstsatz 
beträgt maximal € 75,00 inkl USt pro Person und Tag und wird gemäß dem 
Kostentragungsschlüssel zwischen Bund und Land zu 60:40 aufgeteilt. 

Finanzierungsvorschlag Pflichtausgabe im Rahmen der 15a B-VG Grundversorgungsvereinbarung 
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Ziel bzw Maßnahme Standardisierte Erstinformation (gesetzliche Verpflichtung)

Beschreibung der 
Zielerreichung 

Die von der Grundversorgung betreuten Personen erhalten unverzüglich 
nach Genehmigung der Leistung bzw nach Zuweisung in ein organisiertes 
Quartier eine umfassende (und schriftliche) Erstinformation über die 
Rahmenbedingungen der Grundversorgung, ihrer Pflichten und Rechte in 
einer ihnen verständlichen Sprache. 

Ergänzende 
Anmerkungen 

Die EU-Richtlinie zur Festlegung von Mindestnormen für die Aufnahme von 
Asylbewerbern in den Mitgliedsstaaten sieht vor, dass die AsylwerberInnen 
über die vorgesehenen Leistungen und die mit den Aufnahmebedingungen 
verbundenen Verpflichtungen informiert werden. Diese Aufgabe obliegt 
zunächst dem Bund im Zulassungsverfahren. 
Bei Übernahme der AsylwerberInnen in das Bundesland Salzburg sollen so 
rasch als möglich weitere wichtige Informationen über Rechte, Pflichten und 
Rahmenbedingungen über die Situation in Salzburg übersichtlich und 
verständlich an die Betroffenen gemittelt werden, sei es durch die 
Beratungsleistung der Sozialbetreuung oder mittels schriftlicher, in den 
Hauptherkunftssprachen verfasster Informationsblätter. 

Rechtsgrundlage Richtlinie 2003/9/EG des Rates vom 27.01.2003 zur Festlegung von 
Mindestnormen für die Aufnahme von Asylbewerbern in den 
Mitgliedsstaaten  

Salzburger Grundversorgungsgesetz, LGBl xx/2006 (noch nicht in Kraft) 

Zielgruppe AsylwerberInnen 

Zuständigkeit Land Salzburg 

Bedarfszahlen Jährlich ca 2.500 Personen zur Aufklärung und Information 

Nutzen und Auswirkung - Vermeidung von falschen Vorstellungen und Erwartungen der 
AsylwerberInnen 

- Aufklärung der AsylwerberInnen über ihre Pflichten (Mitwirkungs- und 
Meldepflichten), Rechte und Rahmenbedingungen 

- Verbesserung der Einhaltung von Vorgaben und Vereinfachung bei 
erforderlichen Sanktionierungen 

Kennzahlen Anzahl der grundversorgten Personen pro Jahr (Stichtagszahl inkl jährliche 
Zuweisungen) 

Kosten/Aufwand in € 
(Personal- und 
Sachkosten) 

Aufklärungsaufwand ca 30 Minuten pro neu zugewiesene Person in die 
Grundversorgung 

Dolmetsch- bzw Übersetzungskosten 
Druckkosten 
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12 Anhang II 

Alle im Rahmen der Konzepterstellung beteiligten Abteilungen und Organisationen wurden 
zu einer Stellungnahme eingeladen. Viele Beteiligte haben davon Gebrauch gemacht und 
wertvolle inhaltliche Anregungen und weitere wichtige und kritische Aspekte eingebracht. 

Die Abteilung 3 hat im Rahmen der Projektleitung die Stellungnahmen gesichtet, Inhalte 
teilweise aufgegriffen und in das Konzept eingearbeitet. 

Die eingelangten Stellungnahmen stammen zu einem großen Teil aus dem Jahr 2005 
(Arbeitsphase I) und sind dem Konzept im Anhang II beigeschlossen. Stellungnahmen zur 
Konzeptüberarbeitung (2006) wurden vom Landesschulrat, vom Städtebund und von der 
Finanzabteilung übermittelt. 
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